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	*) 
	Diese Verordnung dient der weiteren Umsetzung der aufsichtsrechtlichen Vorschriften der Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2007 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 97/7/EG, 2002/65/EG, 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 97/5/EG (ABl. L 319 vom 5.12.2007, S. 1, L 187 vom 18.7.2009, S. 5).
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Eingangsformel


Auf Grund des § 11 Absatz 2 Satz 1 und 3 sowie des § 29 Absatz 2 Satz 1 und 3 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes vom 25. Juni 2009 (BGBl. I S. 1506) verordnet das Bundesministerium der Finanzen im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank nach Anhörung der Verbände der Zahlungsinstitute:






§ 1
Einreichungsverfahren

(1) Die Anzeigen und die Unterlagen, die nach dem Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz zu erstatten oder vorzulegen sind, sind vorbehaltlich abweichender Bestimmungen jeweils in einfacher Ausfertigung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) und der für das Institut zuständigen Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbank einzureichen.
(2) Unterlagen und Erklärungen, die nicht in deutscher Sprache verfasst sind, sind in amtlich beglaubigter Übersetzung einzureichen. Die Bundesanstalt kann im Einzelfall auf amtlich beglaubigte Übersetzungen verzichten.
(3) Auf Verlangen der Bundesanstalt oder der Deutschen Bundesbank ist für Anzeigen und Unterlagen ein elektronischer Einreichungsweg zu nutzen. Nähere Bestimmungen zum jeweiligen elektronischen Einreichungsweg treffen die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank auf ihrer jeweiligen Internetseite.






§ 2
Unterlagen nach § 10 Absatz 2 und § 11 Absatz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Anträge auf Erlaubnis)

(1) Erlaubnisanträge einschließlich der nach § 10 Absatz 2 und § 11 Absatz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erforderlichen Angaben und Nachweise sind der Bundesanstalt in zweifacher Ausfertigung einzureichen.
(2) Im Antrag auf Erlaubnis nach § 10 Absatz 1 Satz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes ist anzugeben, für welche der in § 1 Absatz 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes genannten Zahlungsdienste die Erlaubnis beantragt wird. Im Erlaubnisantrag nach § 10 Absatz 1 Satz 1 und § 11 Absatz 1 Satz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes ist anzugeben, ob und welche Tätigkeiten im Sinne des § 10 Absatz 1 Satz 2 oder des § 11 Absatz 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erbracht werden sollen.
(3) Die Beschreibung des Geschäftsmodells gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder gemäß § 11 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes muss insbesondere die Art der beabsichtigten Zahlungsdienste und die beabsichtigte Ausgabe von E-Geld sowie sonstige Tätigkeiten im Sinne des § 10 Absatz 1 Satz 2 und des § 11 Absatz 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes enthalten und jeweils deren Abwicklung erläutern. Beizufügen sind Muster der vorgesehenen Kundenverträge und der allgemeinen Geschäftsbedingungen.
(4) Für die Budgetplanung gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind Planbilanzen und Plangewinn- und -verlustrechnungen nach den für Institute geltenden Rechnungslegungsvorschriften und die Berechnung der Eigenmittelanforderungen mit dem vorgesehenen Meldebogen nach allen anzuwendenden Methoden der Zahlungsinstituts-Eigenmittelverordnung für die ersten drei vollen Geschäftsjahre nach Aufnahme des Geschäftsbetriebes vorzulegen. Die Annahmen für die geschäftliche Entwicklung sind zu begründen.
(5) Zum Nachweis gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 oder gemäß § 11 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes über das erforderliche Anfangskapital bei Gründung eines Unternehmens ist eine Bestätigung eines CRR-Kreditinstituts mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum darüber vorzulegen, dass das Anfangskapital eingezahlt sowie frei von Rechten Dritter ist und zur freien Verfügung der Geschäftsleiter steht. Bei bestehenden Unternehmen wird der Nachweis erbracht durch die schriftliche Bestätigung eines Prüfers, der im Falle der Erlaubniserteilung zur Prüfung des Jahresabschlusses des Instituts berechtigt wäre, über das Vorhandensein von Eigenmitteln, die nach den für Institute geltenden Grundsätzen ermittelt worden sind. Als Nachweis für die Absicherung für den Haftungsfall für Zahlungsauslöse- und Kontoinformationsdienste nach den §§ 16 und 36 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind die Berechnung der Mindestdeckungssumme und ein Versicherungsvertrag oder ein Dokument zum Nachweis einer gleichwertigen Garantie einzureichen.
(6) In der Beschreibung gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 oder gemäß § 11 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes ist anzugeben, mit welchen CRR-Kreditinstituten oder Versicherungsunternehmen zur Erfüllung der Sicherungsanforderungen nach den §§ 17 und 18 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes Vereinbarungen geschlossen werden sollen. Entwürfe der Verträge sind beizufügen.
(7) In der Beschreibung gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes ist anzugeben, dass die Unternehmenssteuerung, Kontrollmechanismen und Verfahren verhältnismäßig, angemessen, zuverlässig und ausreichend sind.
(8) In der Beschreibung gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind die vorhandenen Verfahren für die Überwachung, Handhabung und Folgemaßnahmen bei Sicherheitsvorfällen und sicherheitsbezogenen Kundenbeschwerden, einschließlich eines Mechanismus für die Meldung von Vorfällen unter Berücksichtigung der Meldepflichten nach § 54 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, im Einzelnen anzugeben. Die Angaben nach Satz 1 umfassen auch die organisatorischen Maßnahmen und Verfahren zur Betrugsprävention, die Berichtswege in Betrugsfällen und die verwendeten Überwachungsinstrumente für Sicherheitsrisiken sowie vorhandene Folgemaßnahmen und Verfahren zu deren Verhinderung.
(9) In der Beschreibung gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind die vorhandenen Verfahren für die Erfassung, Überwachung, Rückverfolgung sowie für die Beschränkung des Zugangs zu sensiblen Zahlungsdaten gemäß § 1 Absatz 26 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes im Einzelnen zu benennen. Die Angaben nach Satz 1 umfassen auch die Verfahren zur Autorisierung des Zugangs zu sensiblen Zahlungsdaten sowie diesbezügliche Informationsübermittlungswege.
(10) In der Beschreibung gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind die Regelungen zur Geschäftsfortführung im Krisenfall, unter Nennung der maßgeblichen Abläufe, der Notfallpläne und des Verfahrens zur regelmäßigen Überprüfung der Angemessenheit und Wirksamkeit solcher Pläne, aufzunehmen. Ferner hat die Beschreibung nach Satz 1 eine Analyse über die Auswirkungen des Krisenfalls auf die Geschäftstätigkeit zu beinhalten.
(11) In der Beschreibung der Grundsätze und Definitionen für die Erfassung statistischer Daten über Leistungsfähigkeit, Geschäftsvorgänge und Betrugsfälle gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind die Art und der Umfang der erfassten Daten sowie die Datenerfassung einschließlich Verfahren, Zweck und Häufigkeit anzugeben.
(12) In der Beschreibung der Sicherheitsstrategie gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind eine detaillierte Risikobewertung der nach dem Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz erlaubnispflichtigen Geschäfte und eine Beschreibung von Sicherheitskontroll- und Risikominderungsmaßnahmen zur Gewährleistung eines angemessenen Schutzes der Zahlungsdienstenutzer vor den festgestellten Risiken, einschließlich Betrug und illegaler Verwendung sensibler und personenbezogener Daten anzugeben.
(13) Der Beschreibung gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 11 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind die Arbeitsanweisungen für die Mitarbeiter und Agenten sowie E-Geld-Agenten und Zentralen Kontaktpersonen beizufügen. Die Angaben nach Satz 1 müssen insbesondere eine Beschreibung der Handhabung operationeller und sicherheitsrelevanter Risiken enthalten.
(14) Die Darstellung des organisatorischen Aufbaus gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 12 oder gemäß § 11 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes muss insbesondere auch die Zuständigkeiten der Geschäftsleiter enthalten. Beizufügen sind insbesondere 	1.
	die Geschäftsordnungen der Organe der Gesellschaft,

	2.
	Muster der Agenturverträge,

	3.
	eine Beschreibung der beabsichtigten Vorkehrungen gemäß § 26 Absatz 1 Satz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes und

	4.
	Entwürfe der Auslagerungsverträge gemäß § 26 Absatz 1 Satz 6 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes.



(15) Für die Angaben und den Nachweis gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind mindestens die in § 8 Nummer 1 bis 5 und in den §§ 9 bis 11, 13 und 14 der Inhaberkontrollverordnung genannten Erklärungen und Unterlagen beizufügen und auf Verlangen der Bundesanstalt weitere Auskünfte zu erteilen. Lebensläufe sind eigenhändig zu unterzeichnen. Die §§ 4, 5 und 16 der Inhaberkontrollverordnung sind entsprechend anzuwenden.
(16) Für den Nachweis der Zuverlässigkeit und angemessener theoretischer und praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten zur Erbringung von Zahlungsdiensten der in § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 14 oder in § 11 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes genannten Personen gilt § 10 entsprechend.
(17) Die Satzung oder der Gesellschaftsvertrag nach § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 16 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes ist in beglaubigter Kopie beizufügen.
(18) Die Vorgaben der Absätze 4, 7 bis 13, 15 und 17 sind nach § 11 Absatz 2 Satz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes entsprechend anzuwenden auf Erlaubnisanträge nach § 11 Absatz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes.






§ 3
Mitteilungen nach § 10 Absatz 5 und § 11 Absatz 4 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Änderung der tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse)

(1) Den Mitteilungen nach § 10 Absatz 5 und § 11 Absatz 4 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind im Falle der Änderung von gemäß § 10 Absatz 2 oder § 11 Absatz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes eingereichten Unterlagen die geänderten Unterlagen beizufügen.
(2) Für das Einreichungsverfahren gilt § 1 Absatz 1.






§ 4
Anzeigen nach § 14 Absatz 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Erwerb oder Erhöhung einer bedeutenden Beteiligung)

(1) Auf die Anzeigen nach § 14 Absatz 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind § 2 Absatz 1 und 3 sowie die §§ 3 bis 5 und 7 bis 16 der Inhaberkontrollverordnung mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der dort genannten Zielunternehmen das Institut tritt.
(2) Die Absicht 	1.
	des Erwerbs einer bedeutenden Beteiligung nach § 14 Absatz 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes in Verbindung mit § 2c Absatz 1 Satz 1 des Kreditwesengesetzes oder

	2.
	der Erhöhung einer bedeutenden Beteiligung nach § 14 Absatz 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes in Verbindung mit § 2c Absatz 1 Satz 6 des Kreditwesengesetzes


ist mit dem Formular „Erwerb-Erhöhung“ der Anlage 1 dieser Verordnung anzuzeigen. Bei komplexen Beteiligungsstrukturen ist der Anzeige zusätzlich das Formular „Komplexe Beteiligungsstrukturen“ der Anlage 2 dieser Verordnung sowie ein Schaubild der beabsichtigten Beteiligungsstruktur unter Angabe der jeweils gehaltenen Kapital- und Stimmrechtsanteile in Prozent beizufügen. Komplexe Beteiligungsstrukturen liegen insbesondere vor bei Beteiligungen, die gleichzeitig unmittelbar und mittelbar über ein oder mehrere Unternehmen, über mehrere Beteiligungsketten, im Zusammenwirken mit anderen, über Treuhandverhältnisse oder in anderen Fällen der Zurechnung von Stimmrechtsanteilen nach § 1 Absatz 9 Satz 2 und 3 des Kreditwesengesetzes in Verbindung mit § 34 Absatz 1 und 2 und § 35 des Wertpapierhandelsgesetzes gehalten werden. Die Absichtsanzeigen sind vollständig im Sinne des § 14 Absatz 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes in Verbindung mit § 2c Absatz 1 Satz 7 und Absatz 1a Satz 1 des Kreditwesengesetzes, wenn das Formular nach Satz 1 vollständig ausgefüllt ist und alle erforderlichen Anlagen beigefügt sind. Können nicht alle erforderlichen Anlagen beigefügt werden, sind die Gründe hierfür anzugeben und die fehlenden Anlagen unverzüglich nachzureichen. Erst mit deren Eingang gelten die Absichtsanzeigen als vollständig. Eine Anzeige gilt für die Zwecke des § 14 Absatz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes in Verbindung mit § 2c Absatz 1 Satz 7 des Kreditwesengesetzes als vollständig eingegangen, wenn sie bei der Bundesanstalt vollständig eingegangen ist.
(3) Ist der Anzeigepflichtige ein Institut mit Sitz im Inland, sind den Absichtsanzeigen keine Unterlagen und Erklärungen entsprechend § 8 Nummer 1 bis 5 und den §§ 9 bis 14 der Inhaberkontrollverordnung beizufügen. Ist der Anzeigepflichtige ein in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zugelassenes Institut, sind den Absichtsanzeigen keine Unterlagen und Erklärungen entsprechend den §§ 9 und 10 der Inhaberkontrollverordnung beizufügen.
(4) Der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung hat jeden neu bestellten gesetzlichen oder satzungsmäßigen Vertreter oder neuen persönlich haftenden Gesellschafter mit den für die Beurteilung von dessen Zuverlässigkeit wesentlichen Tatsachen entsprechend des § 18 der Inhaberkontrollverordnung anzuzeigen. Das Ausscheiden eines gesetzlichen oder satzungsmäßigen Vertreters oder eines persönlich haftenden Gesellschafters ist ebenfalls anzuzeigen.






§ 5
Anzeigen nach § 14 Absatz 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Verringerung oder Aufgabe einer bedeutenden Beteiligung)

(1) Die Absicht 	1.
	der Verringerung einer bedeutenden Beteiligung nach § 14 Absatz 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes in Verbindung mit § 2c Absatz 3 Satz 1 des Kreditwesengesetzes oder

	2.
	der Aufgabe einer bedeutenden Beteiligung nach § 14 Absatz 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes in Verbindung mit § 2c Absatz 3 Satz 1 des Kreditwesengesetzes


ist mit dem Formular „Aufgabe-Verringerung“ der Anlage 3 dieser Verordnung anzuzeigen. Bei komplexen Beteiligungsstrukturen ist der Anzeige zusätzlich das Formular „Komplexe Beteiligungsstrukturen“ der Anlage 2 dieser Verordnung beizufügen.
(2) Der Anzeigepflichtige hat in einer Anlage zu dem Formular nach Absatz 1 Satz 1 zu erklären, auf wen er die Kapital- oder Stimmrechtsanteile übertragen wird. Ist ihm diese Angabe nicht möglich, hat er dies in der Anlage zu begründen.
(3) Für alle Absichtsanzeigen nach Absatz 1 gilt § 16 Absatz 3 der Inhaberkontrollverordnung entsprechend.






§ 6
Vorlage von Unterlagen nach § 22 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfungsbericht)

Wird der Jahresabschluss ohne Änderungen festgestellt, so genügt die Mitteilung hierüber mit dem Datum des Tages der Feststellung; die Einreichung des festgestellten Jahresabschlusses ist in diesem Fall nicht erforderlich.






§ 7
Angaben nach § 25 Absatz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Inanspruchnahme von Agenten)

(1) Der Absichtsanzeige nach § 25 Absatz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes hat das Institut als Nachweise der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung im Sinne des § 25 Absatz 1 Nummer 3 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes die Nachweise gemäß § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2, 4, 6, 7, 9 und 10 der Agentennachweisverordnung und die Vereinbarung gemäß § 2 Absatz 1 der Agentennachweisverordnung beizufügen. Das Institut hat schriftlich zu versichern, dass es die gemäß § 1 der Agentennachweisverordnung erforderlichen Nachweise über die Zuverlässigkeit und fachliche Eignung der Geschäftsleiter und der für die Geschäftsleitung verantwortlichen Personen vollständig eingeholt hat und von der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung dieser Personen überzeugt ist. Die Bundesanstalt kann die Einreichung weiterer Nachweise verlangen.
(2) Änderungen der nach § 25 Absatz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes angezeigten Verhältnisse hat das Institut spätestens einen Monat vor Wirksamwerden der Änderungen anzuzeigen.






§ 8
Anzeigen nach § 26 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 4 oder § 28 Absatz 1 Nummer 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Wesentliche Auslagerungen)

(1) In einer Anzeige nach § 26 Absatz 2 Satz 1 oder § 28 Absatz 1 Nummer 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind die beabsichtigten Vorkehrungen gemäß § 26 Absatz 1 Satz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes zu beschreiben und Entwürfe der Auslagerungsverträge gemäß § 26 Absatz 1 Satz 6 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes einzureichen. Mit der Vollzugsanzeige nach § 28 Absatz 1 Nummer 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes ist der geschlossene Vertrag einzureichen.
(2) Anzeigen nach § 26 Absatz 2 Satz 1 oder § 28 Absatz 1 Nummer 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes über die Absicht und den Vollzug einer wesentlichen Auslagerung müssen weiterhin folgende Informationen enthalten: 	1.
	eine vom Institut vergebene Referenznummer für jeden Auslagerungsvertrag,

	2.
	Angaben zum Beginn und, sofern vereinbart, zum Ende der Vertragslaufzeit sowie gegebenenfalls zum Zeitpunkt der nächsten Vertragsverlängerung und zu den Kündigungsfristen,

	3.
	die Bezeichnung der auszulagernden oder ausgelagerten Aktivitäten und Prozesse, einschließlich einer Bezeichnung der Daten, die im Rahmen der Auslagerung übermittelt werden oder wurden, sowie die Angabe, ob personenbezogene Daten übermittelt werden oder wurden und ob das Auslagerungsunternehmen mit der Verarbeitung personenbezogener Daten beauftragt wird oder worden ist,

	4.
	eine Kategorie, die die Art der Aktivitäten und Prozesse widerspiegelt und die die Ermittlung verschiedener Arten von Vereinbarungen ermöglicht,

	5.
	die Angabe, ob in Teilen oder im Ganzen ausgelagert wird oder worden ist,

	6.
	die Firma, die Handelsregisternummer sowie gegebenenfalls die Rechtsträgerkennung, die im Handelsregister eingetragene Adresse und sonstige relevante Kontaktangaben des Auslagerungsunternehmens und die Firma des Mutterunternehmens,

	7.
	den Staat, in dem der Dienst erbracht werden soll oder wird, einschließlich des Standortes, an dem die Daten gespeichert werden sollen oder werden,

	8.
	das Datum der letzten Bewertung der Wesentlichkeit der auszulagernden oder ausgelagerten Aktivitäten und Prozesse und die Angabe, warum die Auslagerung als wesentlich eingestuft wird,

	9.
	bei der Auslagerung zu einem Cloud-Anbieter das Cloud-Dienstmodell, das Cloud- Bereitstellungsmodell und die Art der betreffenden Daten sowie die Standorte, an denen diese Daten gespeichert werden sollen oder werden,

	10.
	die Institute und sonstigen Unternehmen im aufsichtlichen Konsolidierungskreis, die von der Auslagerung Gebrauch machen, sofern einschlägig,

	11.
	die Angabe, ob das Auslagerungsunternehmen oder ein von ihm beauftragtes Subunternehmen Teil der Gruppe im Sinne des § 1 Absatz 6 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes ist, zu dem das Institut gehört, oder sich im Eigentum von anderen Instituten innerhalb der Institutsgruppe befindet, zu der das Institut gehört, sofern einschlägig,

	12.
	das Datum der letzten Risikoanalyse und eine Zusammenfassung der Ergebnisse dieser Risikoanalyse,

	13.
	die Benennung der Personen und ihrer Funktion oder des Entscheidungsgremiums des Instituts, die oder das den Auslagerungsvertrag genehmigt haben oder hat, sowie gegebenenfalls das Datum der Genehmigung,

	14.
	das auf den Auslagerungsvertrag anwendbare Recht,

	15.
	gegebenenfalls das Datum der letzten und der nächsten geplanten Prüfung durch das Institut beim Auslagerungsunternehmen,

	16.
	gegebenenfalls die Firmen und die Handelsregisternummern oder andere eindeutige Identifikationsnummern von durch das Auslagerungsunternehmen beauftragten Subunternehmen, an die wesentliche Teile einer wesentlichen Aktivität oder eines wesentlichen Prozesses weiter ausgelagert werden sollen oder wurden, jeweils einschließlich 	a)
	des Staates, in dem diese beauftragten Unternehmen registriert sind,

	b)
	des Standorts, an dem die Dienstleistung erbracht werden soll oder wird, und

	c)
	gegebenenfalls des Standorts, an dem die Daten gespeichert werden sollen oder werden,




	17.
	das Ergebnis der Bewertung der Ersetzbarkeit des Auslagerungsunternehmens durch 	a)
	die Zuordnung zu den Kategorien „leicht“, „schwierig“ oder „unmöglich“,

	b)
	die Angabe der Möglichkeit einer Wiedereingliederung der wesentlichen Aktivität oder des wesentlichen Prozesses in das Institut und

	c)
	die Angabe der Auswirkungen einer etwaigen Einstellung der wesentlichen Aktivität oder des wesentlichen Prozesses,




	18.
	die Angabe, ob alternative Auslagerungsunternehmen gemäß der Bewertung nach Nummer 17 Buchstabe a vorhanden sind,

	19.
	die Angabe, ob die auszulagernde oder ausgelagerte wesentliche Aktivität oder der auszulagernde oder ausgelagerte wesentliche Prozess Geschäftsvorgänge unterstützt, die zeitkritisch sind, und

	20.
	das für die Auslagerung veranschlagte jährliche Budget oder die damit verbundenen Kosten.



(3) Anzeigen nach § 26 Absatz 4 oder § 28 Absatz 1 Nummer 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes über wesentliche Änderungen einer bestehenden wesentlichen Auslagerung die einen wesentlichen Einfluss auf die Geschäftstätigkeit des Instituts haben können, sind insbesondere einzureichen bei 	1.
	Vertragsänderungen von wesentlicher Bedeutung,

	2.
	Vereinbarungen zusätzlicher vertraglicher Regelungen, insbesondere die Vereinbarung zusätzlicher Leistungen,

	3.
	Änderung der Bewertung, ob eine Auslagerung als wesentlich oder unwesentlich einzustufen ist,

	4.
	wesentlichen Abweichungen, die sich aufgrund einer neuen oder geänderten Risikoanalyse bezüglich der Auslagerung ergeben,

	5.
	Abschluss neuer Subauslagerungen wesentlicher Teile einer wesentlichen Aktivität oder eines wesentlichen Prozesses,

	6.
	Änderung der Bewertung zur Ersetzbarkeit des Auslagerungsunternehmens,

	7.
	nachträglicher Verlagerung der Erbringung von Dienstleistungen in Drittstaaten durch das Auslagerungsunternehmen oder seine beauftragten Subunternehmen,

	8.
	Kündigung oder sonstiger Beendigung des Auslagerungsvertrags,

	9.
	Kenntnis des Instituts von der Übernahme der Kontrolle über das Auslagerungsunternehmen durch ein anderes Unternehmen.


Zeigt ein Institut eine wesentliche Änderung einer wesentlichen Auslagerung an, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bereits bestand, sind zudem die Daten nach Absatz 2 anzuzeigen.
(4) Anzeigen nach den Absätzen 1 bis 3 sind elektronisch über die Melde- und Veröffentlichungsplattform der Bundesanstalt einzureichen.
(5) Anzeigen nach § 28 Absatz 1 Nummer 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes über schwerwiegende Vorfälle im Rahmen von bestehenden wesentlichen Auslagerungen, die einen wesentlichen Einfluss auf die Geschäftstätigkeit des Instituts haben können, sind insbesondere einzureichen bei 	1.
	nicht nur kurzfristiger Unterbrechung oder Unmöglichkeit der Erbringung der ausgelagerten wesentlichen Aktivitäten oder des wesentlichen Prozesses,

	2.
	erheblichen Vertragsverletzungen durch das Auslagerungsunternehmen,

	3.
	erheblichen Rechtsverstößen, insbesondere durch den Wegfall der aufsichtsrechtlichen Voraussetzungen der Auslagerung, durch umfassende Einschränkungen von Informations- und Prüfrechten des Instituts oder der Bundesanstalt oder durch Verstöße des Auslagerungsunternehmens gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen,

	4.
	fehlender oder nur sehr unzureichender Bereitschaft des Auslagerungsunternehmens, aufsichtliche Anordnungen umzusetzen oder an deren Umsetzung mitzuwirken, insbesondere im Rahmen der Missstandsbeseitigung und -vermeidung,

	5.
	erheblichen Sicherheitsvorfällen im Zusammenhang mit den ausgelagerten Aktivitäten und Prozessen beim Institut oder beim Auslagerungsunternehmen,

	6.
	unzureichendem Risiko- und Notfallmanagement des Auslagerungsunternehmens,

	7.
	unzureichenden Ressourcen des Auslagerungsunternehmens für die ordnungsgemäße Ausführung der ausgelagerten Aktivitäten oder Prozesse,

	8.
	Kenntnis des Instituts von Umständen, nach denen eine leitende Person des Auslagerungsunternehmens nicht als zuverlässig betrachtet werden kann,

	9.
	fehlender oder unzureichender Unterstützung durch das Auslagerungsunternehmen bei Beendigung der Auslagerung,

	10.
	drohender Zahlungsunfähigkeit des Auslagerungsunternehmens,

	11.
	Kenntnis des Instituts von schwerwiegenden Reputationsschäden beim Auslagerungsunternehmen,

	12.
	Konflikten am Sitz des Auslagerungsunternehmens in Drittstaaten, die zu einer wesentlichen Gefährdung der ausgelagerten Aktivitäten und Prozesse führen oder dazu führen könnten.









§ 9
Anzeigen nach § 38 Absatz 1 und 2 sowie § 25 Absatz 4 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Errichten einer Zweigniederlassung, grenzüberschreitender Dienstleistungsverkehr, Inanspruchnahme von Agenten)

(1) Anzeigen nach § 38 Absatz 1 und 2 sowie § 25 Absatz 4 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind für jeden Mitgliedstaat der Europäischen Union und jeden anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum gesondert einzureichen. Den Anzeigen nach Satz 1 an die Bundesanstalt ist eine Übersetzung in eine von dem Aufnahmestaat anerkannte Sprache beizufügen, sofern der Aufnahmestaat keine deutschsprachige Fassung akzeptiert. Die Sätze 1 und 2 gelten auch im Fall der Änderung der nach § 38 Absatz 1 und 2 sowie § 25 Absatz 4 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes angezeigten Verhältnisse.
(2) Zu den Einzelheiten der einer Anzeige nach § 38 Absatz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes beizufügenden Angaben und Unterlagen wird im Falle 	1.
	der Errichtung einer Zweigniederlassung auf die Aufzählung in Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang II der Delegierten Verordnung (EU) 2017/2055 der Kommission vom 23. Juni 2017 zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen zuständigen Behörden im Zusammenhang mit der Ausübung des Niederlassungsrechts oder des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr durch Zahlungsinstitute (ABl. L 294 vom 11.11.2017, S. 1),

	2.
	der Heranziehung von Agenten auf die Aufzählung in Artikel 10 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang III der Delegierten Verordnung (EU) 2017/2055, sowie

	3.
	des Vertriebs oder Rücktauschs von E-Geld über E-Geld-Agenten auf Artikel 3 Absatz 3 in Verbindung mit Anhang IV der Delegierten Verordnung (EU) 2017/2055


verwiesen.
(3) Zu den Einzelheiten der einer Anzeige nach § 38 Absatz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes über die Absicht, im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs tätig zu werden, beizufügenden Angaben und Unterlagen wird auf die Aufzählung in Artikel 14 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang V der Delegierten Verordnung (EU) 2017/2055 verwiesen.
(4) Zu den Einzelheiten einer Anzeige nach § 38 Absatz 6 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes über die Aufnahme der Tätigkeit in dem Aufnahmemitgliedstaat beizufügenden Angaben und Unterlagen wird auf Artikel 3 Absatz 1 bis 3 in Verbindung mit Anhang VI der Delegierten Verordnung (EU) 2017/2055 verwiesen.






§ 10
Anzeigen nach § 28 Absatz 1 Nummer 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Bestellung eines Geschäftsleiters)

(1) Der Absichtsanzeige nach § 28 Absatz 1 Nummer 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes ist eine eigenhändig unterzeichnete Erklärung der in § 28 Absatz 1 Nummer 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes genannten Person gemäß dem Formular der Anlage 4 dieser Verordnung beizufügen, in der die Person anzugeben hat, ob 	1.
	ein Strafverfahren geführt wird oder zu einem früheren Zeitpunkt ein Strafverfahren wegen eines Verbrechens oder Vergehens gegen sie geführt worden ist;

	2.
	im Zusammenhang mit einer unternehmerischen oder sonstigen beruflichen Tätigkeit ein Ordnungswidrigkeitenverfahren oder vergleichbares Verfahren nach einer anderen Rechtsordnung gegen sie geführt wird oder mit einer Verurteilung oder sonstigen Sanktion abgeschlossen worden ist;

	3.
	ein Insolvenzverfahren, ein Verfahren zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung oder ein vergleichbares Verfahren gegen sie oder gegen ein von ihr geleitetes Unternehmen geführt wird oder zu einem früheren Zeitpunkt geführt worden ist;

	4.
	eine Aufsichtsbehörde eine gewerberechtliche Zuverlässigkeits- oder Eignungsprüfung oder ein aufsichtliches Verfahren zum Erlass von Maßnahmen eingeleitet hat oder ein solches Verfahren bereits mit einer Sanktion abgeschlossen worden ist;

	5.
	durch eine öffentliche Stelle eine auf sie oder auf ein von ihr geleitetes Unternehmen oder Gewerbe lautende Zulassung, Mitgliedschaft oder Registereintragung versagt, aufgehoben, zurückgenommen, widerrufen oder gelöscht wurde oder in sonstiger Weise die Ausübung eines Berufes, der Betrieb eines Gewerbes oder die Vertretung oder Führung der Geschäfte untersagt wurde oder ein entsprechendes Verfahren geführt wird.


Die angegebenen Verfahren und Sanktionen sind zu erläutern. Amtlich beglaubigte Kopien der Urteile, Beschlüsse, anderer Sanktionen oder sonstiger Dokumente über den Abschluss des Verfahrens sind beizufügen. Bei den Angaben nach Satz 1 Nummer 1 können Strafverfahren unberücksichtigt bleiben, die mangels hinreichenden Tatverdachts oder wegen eines Verfahrenshindernisses eingestellt oder mit einem Freispruch beendet worden sind oder bei denen eine ergangene Eintragung im Bundeszentralregister entfernt oder getilgt wurde oder die gemäß § 53 des Bundeszentralregistergesetzes nicht angegeben werden müssen. Entsprechendes gilt für Strafverfahren, die nicht von einer deutschen Strafermittlungsbehörde oder von einem deutschen Gericht beendet worden sind. Die nach den §§ 153 und 153a der Strafprozessordnung eingestellten Verfahren sind anzugeben. Eintragungen, die gemäß § 153 der Gewerbeordnung aus dem Gewerbezentralregister zu tilgen sind, können unerwähnt bleiben. Bei den Angaben nach Satz 1 Nummer 2, 4 und 5 können Verfahren unberücksichtigt bleiben, die vor mehr als fünf Jahren vor dem Beginn des Jahres, in dem die Anzeige eingereicht wird, mit einer Verurteilung, Sanktion oder sonstigen Entscheidung abgeschlossen worden sind.
(2) Zum weiteren Nachweis der Zuverlässigkeit und zum Nachweis angemessener theoretischer und praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten zur Erbringung von Zahlungsdiensten ist der Absichtsanzeige nach § 28 Absatz 1 Nummer 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes ein lückenloser, eigenhändig unterzeichneter Lebenslauf der jeweiligen Person beizufügen, der den vollständigen Namen samt allen Vornamen, den Geburtsnamen, das Geburtsdatum, den Geburtsort, das Geburtsland, den Hauptwohnsitz, die Staatsangehörigkeit, die berufliche Qualifikation einschließlich der erworbenen Abschlüsse, Weiterbildungsmaßnahmen und die Berufserfahrung, welche in chronologischer Reihenfolge beginnend mit dem derzeit ausgeübten Beruf darzustellen ist, enthalten muss. Bei der Berufserfahrung ist der Name und Sitz aller Unternehmen, für die diese Person tätig ist oder war, die Art und Dauer der Tätigkeit, einschließlich Nebentätigkeiten, mit Ausnahme ehrenamtlicher Tätigkeiten, die Vertretungsmacht dieser Person, ihre internen Entscheidungskompetenzen und die ihr innerhalb des Unternehmens unterstellten Geschäftsbereiche anzugeben. Für die Angabe der Nebentätigkeiten ist das Formular gemäß Anlage 5 dieser Verordnung zu verwenden. Das Halten einer unmittelbaren Beteiligung von mindestens 25 Prozent der Anteile am Kapital eines Unternehmens ist anzugeben. Für die Angaben der unmittelbaren Beteiligungen ist das Formular gemäß Anlage 6 dieser Verordnung zu verwenden.
(3) Die in der Absichtsanzeige nach § 28 Absatz 1 Nummer 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes genannten Personen haben bei der Bundesanstalt ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde gemäß § 30 Absatz 5 oder § 30b des Bundeszentralregistergesetzes einzureichen. Das Führungszeugnis darf zum Zeitpunkt der Erstattung der Anzeige nach § 28 Absatz 1 Nummer 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes nicht älter als drei Monate sein. Maßgeblich ist das Datum der Ausstellung des Führungszeugnisses. § 5c Absatz 3 bis 5 der Anzeigenverordnung finden entsprechende Anwendung.
(4) Die in der Absichtsanzeige nach § 28 Absatz 1 Nummer 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes genannten Personen haben bei der Bundesanstalt einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister nach § 150 der Gewerbeordnung einzureichen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Person keinen Wohnsitz in Deutschland hat oder gehabt hat oder keine berufliche Tätigkeit in Deutschland ausübt oder ausgeübt hat. Absatz 3 Satz 2 und 3 finden entsprechende Anwendung.
(5) Der Anzeige sind der Anstellungsvertrag sowie das geplante Anfangsdatum und die geplante Dauer des Mandats, eine Beschreibung der wesentlichen Pflichten und Verantwortlichkeiten und sonstige für die Beurteilung der Zuverlässigkeit relevante Informationen beizufügen.
(6) Auf Verlangen der Bundesanstalt sind weitere Auskünfte zu erteilen und Unterlagen, insbesondere Arbeitszeugnisse, die die im Lebenslauf angegebenen Tätigkeiten belegen, vorzulegen.






§ 10a
Anzeigen nach § 28 Absatz 1 Nummer 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Ausscheiden eines Geschäftsleiters sowie Entziehung der Befugnis zur Einzelvertretung)

Den Anzeigen nach § 28 Absatz 1 Nummer 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes ist eine Erklärung über den Zeitpunkt des Wirksamwerdens und den Grund des Ausscheidens des Geschäftsleiters bzw. der Entziehung der Befugnis zur Einzelvertretung beizufügen.






§ 11
Anzeigen nach § 28 Absatz 1 Nummer 4 und 8 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Bedeutende Beteiligung am eigenen Institut und passivische enge Verbindungen)

(1) Einzelanzeigen über passivische Beteiligungsverhältnisse nach § 28 Absatz 1 Nummer 4 und 8 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind mit dem Formular „Passivische Beteiligungsanzeige“ der Anlage 7 dieser Verordnung einzureichen. Bei Änderungen des Beteiligungsverhältnisses sind Einzelanzeigen einzureichen, wenn 	1.
	durch die Änderung 20 Prozent, 30 Prozent oder 50 Prozent des Kapitals oder der Stimmrechte an dem Institut erreicht, über- oder unterschritten werden,

	2.
	das Institut ein Tochter- oder Schwesterunternehmen eines anderen Unternehmens wird oder nicht mehr ist,

	3.
	unmittelbar gehaltene Anteile ganz oder teilweise auf ein zwischengeschaltetes Unternehmen übertragen werden oder

	4.
	sich bei ganz oder teilweise mittelbar gehaltenen Anteilen die Anzahl oder die Identität der zwischengeschalteten Unternehmen verändert oder die Anteile nunmehr ganz oder teilweise vom Anteilseigner selbst gehalten werden.



(2) Sammelanzeigen über passivische Beteiligungsverhältnisse nach § 28 Absatz 1 Nummer 4 und 8 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind nach dem Stand vom 31. Dezember des Vorjahres bis zum 15. Juni des Folgejahres mit dem Formular „Passivische Beteiligungsanzeige“ der Anlage 7 dieser Verordnung einzureichen.
(3) Die mittelbar gehaltenen Kapitalanteile oder Stimmrechtsanteile sind den mittelbar beteiligten Unternehmen jeweils in vollem Umfang zuzurechnen.
(4) Erfüllt ein Beteiligungsverhältnis mehrere Anzeigetatbestände, ist nur ein Formular zu verwenden. Für jedes weitere anzeigepflichtige Beteiligungsverhältnis ist unter Berücksichtigung der Regelung des Satzes 1 ein gesondertes Formular zu verwenden. Bei komplexen Beteiligungsstrukturen ist der Anzeige zusätzlich das Formular „Anlage für komplexe Beteiligungsstrukturen“ der Anlage 2 dieser Verordnung beizufügen. Komplexe Beteiligungsstrukturen liegen insbesondere vor bei Treuhandverhältnissen sowie bei Beteiligungen, die gleichzeitig unmittelbar und mittelbar über ein oder mehrere Unternehmen oder über mehrere Beteiligungsketten gehalten werden. Auch die Unternehmensbeziehung des Instituts zu einem Schwesterunternehmen stellt eine komplexe Beteiligungsstruktur im Sinne des Satzes 3 dar.
(5) Die Einzelanzeigen und Sammelanzeigen sollen im papierlosen Verfahren der Deutschen Bundesbank eingereicht werden. Die Deutsche Bundesbank veröffentlicht auf ihrer Internetseite die für eine Dateneinreichung im Wege der Datenfernübertragung zu verwendenden Satzformate und den Einreichungsweg. Sie hat die bei ihr eingereichten Anzeigen an die Bundesanstalt weiterzuleiten. Bei papiergebundener Einreichung gilt § 1.






§ 12
Anzeigen nach § 28 Absatz 1 Nummer 8 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (aktivische enge Verbindungen)

(1) Einzelanzeigen von Instituten über aktivische enge Verbindungen nach § 28 Absatz 1 Nummer 8 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind mit dem Formular „Aktivische Beteiligungsanzeige“ der Anlage 8 dieser Verordnung einzureichen. Bei Änderungen des Beteiligungsverhältnisses sind Einzelanzeigen einzureichen, wenn 	1.
	durch die Änderung 30 Prozent oder 50 Prozent des Kapitals oder der Stimmrechte des Unternehmens erreicht, über- oder unterschritten werden,

	2.
	das Unternehmen ein Tochterunternehmen wird oder nicht mehr ist,

	3.
	die gehaltenen Anteile ganz oder teilweise auf ein Tochterunternehmen übertragen werden oder

	4.
	sich bei ganz oder teilweise mittelbar gehaltenen Anteilen die Anzahl oder die Identität der zwischengeschalteten Unternehmen verändert oder die Anteile nunmehr ganz oder teilweise vom Institut selbst gehalten oder unter den Beteiligten umverteilt werden.



(2) Sammelanzeigen von Instituten über aktivische enge Verbindungen nach § 28 Absatz 1 Nummer 8 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind nach dem Stand vom 31. Dezember des Vorjahres bis zum 15. Juni des Folgejahres als Sammlung fortlaufend nummerierter Teilanzeigen mit dem Formular „Aktivische Beteiligungsanzeige“ der Anlage 8 dieser Verordnung einzureichen.
(3) Für jedes weitere anzeigepflichtige Beteiligungsverhältnis ist ein gesondertes Formular zu verwenden. Bei komplexen Beteiligungsstrukturen ist der Anzeige zusätzlich das Formular „Anlage für komplexe Beteiligungsstrukturen“ der Anlage 2 dieser Verordnung beizufügen. Komplexe Beteiligungsstrukturen liegen insbesondere vor bei Treuhandverhältnissen sowie bei Beteiligungen, die gleichzeitig unmittelbar und mittelbar über ein oder mehrere Unternehmen oder über mehrere Beteiligungsketten gehalten werden.
(4) Auf Verlangen der Bundesanstalt oder der zuständigen Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbank sind weitere Angaben, insbesondere zu Buchwert, Übernahmepreis und Veräußerungserlös, einzureichen.
(5) § 11 Absatz 3 und 5 gilt entsprechend.






§ 13
Anzeigen nach § 28 Absatz 1 Nummer 9 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Vereinigung von Instituten)

Die Absicht von Instituten, sich zu vereinigen, ist von den beteiligten Instituten nach § 28 Absatz 1 Nummer 9 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes anzuzeigen, sobald auf Grund der geführten Verhandlungen anzunehmen ist, dass die Vereinigung zustande kommen wird. Das Scheitern der Fusionsverhandlungen ist unverzüglich mitzuteilen. Gleiches gilt bei erfolgreichen Fusionsverhandlungen für den rechtlichen Vollzug der Vereinigung.






§ 14
Anzeigen nach § 28 Absatz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Änderung der Sicherung der Geldbeträge und der Absicherung für den Haftungsfall)

Den Anzeigen nach § 28 Absatz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes ist eine Beschreibung der wesentlichen Änderungen bei der Sicherung der Geldbeträge bzw. der Absicherung für den Haftungsfall einschließlich der Entwürfe der künftig geltenden Verträge beizufügen sowie das beabsichtigte Datum des Inkrafttretens der Änderung.






§ 15
Anzeigen nach § 28 Absatz 3 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Nebentätigkeiten und Beteiligungen)

(1) Den Anzeigen nach § 28 Absatz 3 Nummer 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind Angaben über das Unternehmen, für das die Tätigkeit ausgeübt wird, über den Beginn und die Beendigung der Tätigkeit, über die Art der Tätigkeit, und über die zeitliche Beanspruchung für die Tätigkeit beizufügen. Für die Angaben ist das Formular gemäß Anlage 5 dieser Verordnung zu verwenden.
(2) Den Anzeigen nach § 28 Absatz 3 Nummer 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sind Angaben über die Übernahme, die Veränderung der Höhe, die Aufgabe einer Beteiligung, über das Unternehmen an dem die Beteiligung besteht, und über die Beteiligungsquote beizufügen. Für die Angaben ist das Formular gemäß Anlage 6 dieser Verordnung zu verwenden.






§ 16
Unterlagen nach § 34 Absatz 1 Satz 2 bis 7 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Anträge auf Registrierung) und Mitteilungen nach § 34 Absatz 5 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (Änderung der tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse)

Auf Registrierungsanträge nach § 34 Absatz 1 Satz 2 bis 7 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes findet § 2 Absatz 1, 2 Satz 1, Absatz 3 und 4, 5 Satz 3, Absatz 7 bis 10, 12, 14, 16 und 17 dieser Verordnung und auf Mitteilungen der Änderung der tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse nach § 34 Absatz 5 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes findet § 3 dieser Verordnung entsprechende Anwendung.






§ 17
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 31. Oktober 2009 in Kraft.






Anlage 1
(zu § 4 Absatz 2 Satz 1)

(Fundstelle: BGBl. I 2018, 2285 - 2299)

PDF-Dokument, Link zum Aufrauf unter www.gesetze-im-internet.de







Anlage 2
(zu § 4 Absatz 2 Satz 2, § 5 Absatz 1 Satz 2, § 11 Absatz 4 Satz 3 und § 12 Absatz 3 Satz 2)

(Fundstelle: BGBl. I 2018, 2300 - 2301)


PDF-Dokument, Link zum Aufrauf unter www.gesetze-im-internet.de







Anlage 3
(zu § 5 Absatz 1 Satz 1)

(Fundstelle: BGBl. I 2018, 2302 - 2311)

PDF-Dokument, Link zum Aufrauf unter www.gesetze-im-internet.de







Anlage 4
(zu § 10 Absatz 1 Satz 1)

(Fundstelle: BGBl. I 2018, 2312 - 2317)

PDF-Dokument, Link zum Aufrauf unter www.gesetze-im-internet.de







Anlage 5
(zu § 10 Absatz 2 Satz 3)
Nebentätigkeiten von Geschäftsleitern, den für die Geschäftsleitung des Instituts verantwortlichen Personen und soweit es sich um Unternehmen handelt, die neben der Erbringung von Zahlungsdiensten oder dem E-Geld-Geschäft anderen Geschäftsaktivitäten nachgehen, den für die Führung der Zahlungsdienstgeschäfte oder dem E-Geld-Geschäft des Instituts verantwortlichen Personen

(Fundstelle: BGBl. I 2018, 2318 - 2319)


PDF-Dokument, Link zum Aufrauf unter www.gesetze-im-internet.de







Anlage 6
(zu § 10 Absatz 2 Satz 5)
Beteiligungen von Geschäftsleitern, den für die Geschäftsleitung des Instituts verantwortlichen Personen und soweit es sich um Unternehmen handelt, die neben der Erbringung von Zahlungsdiensten oder dem E-Geld-Geschäft anderen Geschäftsaktivitäten nachgehen, den für die Führung der Zahlungsdienstgeschäfte oder dem E-Geld-Geschäft des Instituts verantwortlichen Personen

(Fundstelle: BGBl. I 2018, 2320 - 2322;

bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote)

PDF-Dokument, Link zum Aufrauf unter www.gesetze-im-internet.de







Anlage 7
(zu § 11 Absatz 1 und 2)
Passivische Beteiligungsanzeige

(Fundstelle: BGBl. I 2018, 2323 - 2325;

bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote)

PDF-Dokument, Link zum Aufrauf unter www.gesetze-im-internet.de







Anlage 8
(zu § 12 Absatz 1 und 2)
Aktivische Beteiligungsanzeige

(Fundstelle: BGBl. I 2018, 2326 - 2328;

bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote)

PDF-Dokument, Link zum Aufrauf unter www.gesetze-im-internet.de
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Beteiligungen von Geschiftsleitern, den fiir die Geschiftsleitung des Instituts verantwortlichen
Personen und soweit es sich um Unternehmen handelt, die neben der Erbringung von
Zahlungsdiensten oder dem E-Geld-Geschaft anderen Geschiftsaktivititen nachgehen, den fiir die
Fihrung der Zahlungsdienstgeschafte oder dem E-Geld-Geschaift des Instituts verantwortlichen

Bundesanstalt fiir
Finanzdienstleistungsaufsicht

[ Herr [Frau

Personen

Deutsche Bundesbank
Hauptverwaltung

Nachname, sdmtliche Vornamen

wird durch die Dt. Bundesbank
ausgefiillt

Identnummer Geschéftsleiter/in®

Identnummer des Instituts

Geburtsdatum

Geburtsort

Servicenummer?

Wohnsitz (Stral’e, Hausnummer, PLZ, Ort, Staat)

als Geschéftsleiter/in® tatig bei (Firma, Rechtsform und Sitz des Instituts [It. Registereintragung] mit PLZ)

(falls bekannt)

1. Anlass der Anzeige

[] Ubernahme

2. Beteiligungsunternehmen®

] CRR-Kreditinstitut
(§ 1 Abs. 3d Satz 1 KWG)

|:| sonstiges Kreditinstitut
(§ 1 Abs. 1 KWG)

|:| Finanzinstitut
(Art. 4 Abs. 1 Nr. 26 CRR*)

|:| Finanzholding-Gesellschaft

(Art. 4 Abs. 1 Nr. 20 CRR)

|:| Versicherungsunternehmen eines
Drittstaats
(§ 7 Nr. 34 VAG)

|:| sonstiges Unternehmen

|:| Veranderung

|:| Aufgabe

|:| Wertpapierinstitut
(§ 2 Abs. 1 WpIG)

|:| Finanzdienstleistungsinstitut
(§ 1 Abs. 1a KWG)

|:| Finanzunternehmen
(§ 1 Abs. 3 KWG)

BAK-Nummer (sechsstellig), Identnummer

mit Wirkung vom:

] E-Geld-Institut
(§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZAG)

|:| Kapitalverwaltungsgesellschaft
(§ 17 KAGB)

|:| Anbieter von Nebendienst-
leistungen
(Art. 4 Abs. 1 Nr. 18 CRR)

|:| gemischte Finanzholding-Gesellschaft |:| Versicherungsunternehmen

(Art. 4 Abs. 1 Nr. 21 CRR)

|:| Versicherungs-Holdinggesellschaft

(§ 7 Nr. 31 VAG)

(§ 7 Nr. 33 VAG)

|:| Zahlungsinstitut
(§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ZAG)

Firma und Rechtsform des Beteiligungsunternehmens (lt. Registereintragung)

Identnummer (falls bekannt)

PLZ®

Land

Register-Nr./Amtsgericht®

Wirtschaftszweig®

Servicenummer?





3. Angaben zu den Beteiligungsquoten”

wird durch die BBk ausgefiillt

dent-Nr. des Betall Kapitalanteil® Kapital des Stimm-
o u:tere:ehgzlnlgungs- Unternehmens® rechts-
in Tsd. Euro anteil'®
in Prozent in Tsd. Euro in Prozent
Besondere Bemerkungen'
Sachbearbeiter/in Telefon-Nr. E-Mail

Ort/Datum

eigenhandige Unterschrift Geschéftsleiter/in®






FuRnoten:

1)

2)

3)

4)

5)
6)

7

8)

10)
11)

oder als fur die Geschaftsleitung des Instituts verantwortliche Person oder, soweit es sich um ein Unternehmen handelt, das
neben der Erbringung von Zahlungsdiensten oder dem E-Geld-Geschaft anderen Geschaftsaktivitaten nachgeht, als fur die
Fuhrung der Zahlungsdienstgeschafte oder dem E-Geld-Geschéaft des Instituts verantwortliche Person.

Servicefeld fur die elektronische Einreichung.

Mehrfachauswahl ist nicht zulassig. Treffen gleichzeitig mehrere Varianten zu, ist die speziellere anzukreuzen. Ist eine
speziellere Auswahl nicht festlegbar, ist diejenige auszuwahlen, die dem grofiten Anteil am Geschéaft des Unternehmens
entspricht.

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 liber Aufsichtsanforderungen
an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S.
1) in der jeweils geltenden Fassung.

Nur bei inlandischen Unternehmen anzugeben.

Dreistellige Schllisselnummer entsprechend ,Kundensystematik fiir die Bankenstatistik".

Fir Beteiligungsstrukturen, in denen Treuhandverhaltnisse vorkommen, ist neben dem Hauptvordruck die Anlage fiir
komplexe Beteiligungsstrukturen einzureichen. In diesem Fall ist Nummer 3 des Hauptvordrucks nicht auszuftllen.

Beteiligung am Nennwert (Nennkapital, Summe der Kapitalanteile); bei Personenhandelsgesellschaften und Gesellschaften
des burgerlichen Rechts ist auf das durch den Gesellschaftsvertrag festgelegte Beteiligungsverhaltnis abzustellen. Angaben
in Prozent mit einer Stelle nach dem Komma. Sofern der Nennwert nicht auf Euro lautet, ist zusatzlich der Nennwert in
auslandischer Wahrung (in Tsd.) anzugeben. Der Nennwert ist zum Kurs des Meldestichtages umzurechnen.

Sofern das Kapital des Unternehmens nicht auf Euro lautet, ist zusatzlich das Kapital in auslandischer Wahrung (in Tsd.)
anzugeben. Das Kapital ist zum Kurs des Meldestichtages umzurechnen.

Nur auszufiillen, soweit vom Kapitalanteil abweichend; Angaben in Prozent mit einer Stelle nach dem Komma.
Namensaktien, vinkulierte Namensaktien, ohne Nennkapital, Komplementar, Kommanditist, Anteil nicht voll einbezahlt,

Kapitalveranderung, Fusion, Kapital reduziert um eigene Anteile, Stammdatendnderung, abweichende Stimmrechtsanteile,
Beteiligung resultiert ganz oder teilweise aus einem stillen Beteiligungsverhaltnis, Unterbeteiligung.

Diese Seite ist nicht mit einzureichen.







bgbl1_2021_j1061_0020.pdf
Bundesanstalt fur
Finanzdienstleistungsaufsicht

1. Angaben zur Person

[dHerr [dFrau

Deutsche Bundesbank
Hauptverwaltung

wird durch die Dt. Bundesbank
ausgefullt

Identnummer
Geschéftsleiter/int)

Identnummer des Instituts

Nachname, samtliche Vornamen

Geburtsdatum

Geburtsort

W ohnsitz (Stral3e, Hausnummer, PLZ, Ort, Staat)

als Geschéftsleiter/inD tatig bei (Firma, Rechtsform und Sitz des Instituts [It. Registereintragung] mit PLZ)

2. Angaben zur anzuzeigenden Tatigkeit bei einem anderen Unternehmen

|:| Institut (Kreditinstitut gem. § 1 Abs. 1 KWG, Finanz-
dienstleistungsinstitut gem. § 1 Abs. 1a KWG,
Finanzholding- oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft
gem. Art. 4 Abs. 1 Nr. 20 und 21 CRR,
Zahlungsinstitut gem. 8 1 Abs. 1 Nr. 1 ZAG,

E-Geld-Institut gem. § 1 Abs. 2 Nr. 1 ZAG oder W ertpapierinstitut)

|:| Beginn der zusétzlichen Tatigkeit

mit Wirkung vom:

|:| Beendigung der zusétzlichen Tatigkeit

|:| als Geschaftsleiter/in

[ als Mitglied des Beirats?

|:| als Aufsichtsratsmitglied

Identnummer (falls bekannt)

|:| sonstigen Unternehmen

|:| als Verwaltungsratsmitglied

Firma, Rechtsform und Sitz (It. Registereintragung) mit PLZ und Staat;
Register-Nr./Amtsgericht, Wirtschaftszweig; Identnummer (falls bekannt)

wird durch die Dt. Bundesbank
ausgefullt

Kreditnehmereinheit-Nr. des
Unternehmens

Identnummer des
Unternehmens






3. Angaben zur zeitlichen Beanspruchung aufgrund der Nebentétigkeit (ggf. auf gesondertem Blatt auszufiuihren)

Ort/Datum eigenhandige Unterschrift Geschéftsleiter/in?

1) oder als fir die Geschéftsleitung des Instituts verantwortliche Person, oder soweit es sich um ein Unternehmen handelt,
das neben der Erbringung von Zahlungsdiensten oder dem E-Geld-Geschéaft anderen Geschéftsaktivitaten nachgeht, als
fur die Fuhrung der Zahlungsdienstgeschéfte oder dem E-Geld-Geschéft des Instituts verantwortliche Person.

2) Mandate in Beiraten sind anzugeben, wenn die Aufgaben und Befugnisse des Beirats denen eines Verwaltungs- oder
Aufsichtsorgans entsprechen und gesetzlich, per Satzung oder Gesellschaftsvertrag geregelt sind.











bgbl1_2022_j2089_0030.pdf
Aktivische Beteiligungsanzeige

wird durch die Dt. Bundesbank
Bundesanstalt fiir Deutsche Bundesbank ausgefiillt

Finanzdienstleistungsaufsicht Hauptverwaltung ldentnummer des Instituts

Institut

|:| Einzelanzeige |:| Sammelanzeige mit Wirkung vom:
Dies ist Teilanzeige Nr. von insgesamt Teilanzeigen

1. Art der Anzeige: Enge Verbindung (§ 28 Abs. 1 Nr. 8 ZAG)

2. Anlass der Anzeige (Nur auszufiillen bei Abgabe einer Einzelanzeige)

|:| Entstehen |:| Veranderung |:| Beendigung

3. Beteiligungsunternehmen®

[J CRR-Kreditinstitut [ Wertpapierinstitut [ E-Geld-Institut
(§ 1 Abs. 3d Satz 1 KWG) (§ 2 Abs. 1 WpIG) (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZAG)
[ sonstiges Kreditinstitut [ Finanzdienstleistungsinstitut [ Kapitalverwaltungsgesellschaft
(§ 1 Abs. 1 KWG) (§ 1 Abs. 1a KWG) (§ 17 KAGB)
[ Finanzinstitut [ Finanzunternehmen [J Anbieter von Nebendienstleistungen
(Art. 4 Abs. 1 Nr. 26 CRR'™ (§ 1 Abs. 3 KWG) (Art. 4 Abs. 1 Nr. 18 CRR)
[ Finanzholding-Gesellschaft [J gemischte Finanzholding-Gesellschaft [] Versicherungsunternehmen
(Art. 4 Abs. 1 Nr. 20 CRR) (Art. 4 Abs. 1 Nr. 21 CRR) (§ 7 Nr. 33 VAG)
[ Versicherungsunternehmen [ Versicherungs-Holdinggesellschaft [ zahlungsinstitut
eines Drittstaats (§ 7 Nr. 31 VAG) (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ZAG)

(§ 7 Nr. 34 VAG)

[ sonstiges Unternehmen

Firma und Rechtsform des Beteiligungsunternehmens (It. Registereintragung) Identnummer (falls bekannt)
PLZ? Sitz Staat
Register-Nr./Amtsgericht? Wirtschaftszweig® Servicenummer?

Seite 1





4. Angaben zu den Beteiligungsquoten®®

wird durch die BBk ausgefiillt
Ident-Nr. des Beteiligungs-
unternehmens

Firma”, Rechtsform und Sitz
(It. Registereintragung) mit PLZ? und Staat;
Register-Nr./Amtsgericht?, Wirtschaftszweig®;
Identnummer (falls bekannt); Servicenummer®

Kapitalanteil®®
in Tsd. Euro
Prozent
Nenn- | Buch-
wert™ | wert'®

Kapital
des
Unterneh
mens'®
Tsd.
Euro

Stimm-
rechts-
anteil®'"
in Prozent

Verhéaltnis
zum
Institut'?

Besondere Bemerkungen'®

Sachbearbeiter/in

Telefon-Nr. E-Mail

Ort/Datum

Firma/Unterschrift

Seite 2






Fufl3noten:

6)

7)

8)

9)

10)

11)

12)

13)

14)

15)

16)

Mehrfachauswabhl ist nicht zulassig. Treffen gleichzeitig mehrere Varianten zu, ist die speziellere anzukreuzen. Ist eine speziellere
Auswahl nicht festlegbar, ist diejenige Variante zu wahlen, die dem groRten Anteil am Geschaft des Unternehmens entspricht.

Nur bei inlandischen Unternehmen anzugeben.
Dreistellige Schlisselnummer entsprechend ,Kundensystematik fiir die Bankenstatistik".
Servicefeld fir die elektronische Einreichung.

Fir mittelbar gehaltene Beteiligungen gilt: Einzutragen ist die vollstandige Beteiligungskette mit den jeweiligen unmittelbar gehaltenen
Beteiligungsquoten zwischen den Beteiligungsunternehmen. Die Kette beginnt mit der unmittelbar gehaltenen Beteiligung des
anzeigepflichtigen Instituts und endet mit dem anzuzeigenden mittelbar gehaltenen Beteiligungsunternehmen unter Nummer 3.

Angaben zu den Beteiligungsquoten sind immer zu machen. Der Hauptvordruck ist dabei nur geeignet fir einfache mittelbare
Beteiligungsverhaltnisse bis zu maximal vier Hierarchieebenen. Fir komplexe Beteiligungsstrukturen oder mittelbare
Beteiligungsverhaltnisse Uber mehr als vier Ebenen sind die Angaben zu den Beteiligungsquoten in der Anlage fir komplexe
Beteiligungsstrukturen zu machen. In diesem Fall ist Nummer 4 des Hauptvordrucks nicht auszufiillen. Ggf. ist zusatzlich ein
Organigramm beizufligen.

Die Anlage fir komplexe Beteiligungsstrukturen ist in jedem Fall einzureichen, wenn

- in den Beteiligungsstrukturen Treuhandverhaltnisse vorkommen,

- Beteiligungen gleichzeitig unmittelbar und mittelbar oder Gber mehrere Beteiligungsketten gehalten werden,

- sich die Tochtereigenschaft eines zwischengeschalteten Beteiligungsunternehmens nicht aus der Hohe des Kapital- und/oder
Stimmrechtsanteils herleiten [&sst.

Zu dem unter Nummer 3 angegebenen Unternehmen mussen die weiteren Angaben [Rechtsform und Sitz (It. Registereintragung) mit
PLZ und Staat; Register-Nr./Amtsgericht, Wirtschaftszweig; Identnummer (falls bekannt); Servicenummer], die schon unter Nummer 3
gemacht wurden, in den Angaben zu den Beteiligungsquoten nicht wiederholt werden. Lediglich die Firma des Unternehmens muss
eingetragen werden.

Beteiligung am Nennwert (Nennkapital, Summe der Kapitalanteile); bei Personenhandelsgesellschaften und Gesellschaften des
birgerlichen Rechts ist auf das durch den Gesellschaftsvertrag festgelegte Beteiligungsverhaltnis abzustellen. Angaben in Prozent
mit einer Stelle nach dem Komma. Sofern der Nennwert nicht auf Euro lautet, ist zusatzlich der Nennwert in auslandischer Wahrung
(in Tsd.) anzugeben. Der Nennwert ist zum Kurs des Meldestichtages umzurechnen.

Unmittelbarer Anteil des vorhergehenden (Tochter-)Unternehmens der Beteiligungskette an dem hier genannten
Beteiligungsunternehmen (keine durchgerechneten Quoten).

Sofern das Kapital des Unternehmens nicht auf Euro lautet, ist zusatzlich das Kapital in auslandischer Wahrung (in Tsd.) anzugeben.
Das Kapital ist zum Kurs des Meldestichtages umzurechnen.

Nur auszufiillen, soweit vom Kapitalanteil abweichend; Angaben in Prozent mit einer Stelle nach dem Komma.

Ist das Beteiligungsunternehmen ein Tochterunternehmen des anzeigepflichtigen Instituts, ist ,Tochter" einzutragen. Ansonsten ist
das Feld nicht auszufllen.

Namensaktien, vinkulierte Namensaktien, ohne Nennkapital, Komplementar, Kommanditist, Anteil nicht voll einbezahlt,
Kapitalveranderung, Fusion, Kapital reduziert um eigene Anteile, Stammdatenanderung, abweichende Stimmrechtsanteile,
Beteiligung resultiert ganz oder teilweise aus einem stillen Beteiligungsverhaltnis, Unterbeteiligung.

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europ&ischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 Uber Aufsichtsanforderungen an
Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012 (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 1).

Beteiligung am Nennwert (Nennkapital, Summe der Kapitalanteile); bei Personenhandelsgesellschaften und Gesellschaften des
birgerlichen Rechts ist auf das durch den Gesellschaftsvertrag festgelegte Beteiligungsverhaltnis abzustellen. Angaben in Prozent
mit einer Stelle nach dem Komma. Sofern der Nennwert nicht auf Euro lautet, ist zusatzlich der Nennwert in auslandischer Wahrung
(in Tsd.) anzugeben. Der Nennwert ist zum Kurs des Meldestichtages umzurechnen.

Der Buchwert ist entsprechend dem vom Institut angewandten Buchflihrungsstandard (beispielsweise HGB, IFRS oder US GAAP) zu
ermitteln.

Diese Seite ist nicht mit einzureichen.







bgbl1_2022_j2089_0020.pdf
Passivische Beteiligungsanzeige

Bundesanstalt fir
Finanzdienstleistungsaufsicht

Deutsche Bundesbank
Hauptverwaltung

Institut

|:| Sammelanzeige
Dies ist Teilanzeige Nr.

|:| Einzelanzeige

1. Art der Anzeige'

|:| Bedeutende Beteiligung (§ 28 Abs. 1 Nr. 4 ZAG)

von insgesamt

|:| Enge Verbindung (§ 28 Abs. 1 Nr. 8 ZAG)

2. Anlass der Anzeige (Nur auszufiillen bei Abgabe einer Einzelanzeige)

|:| Erwerb |:| Veranderung

3. Anteilseigner"®

] CRR-Kreditinstitut
(§ 1 Abs. 3d Satz 1 KWG)

|:| sonstiges Kreditinstitut
(§ 1 Abs. 1 KWG)

|:| Finanzinstitut
(Art. 4 Abs. 1 Nr. 26 CRR™®

|:| Finanzholding-Gesellschaft
(Art. 4 Abs. 1 Nr. 20 CRR)

|:| Versicherungsunternehmen
eines Drittstaats
(§ 7 Nr. 34 VAG)

|:| sonstiges Unternehmen

|:| Aufgabe

|:| Wertpapierinstitut
(§ 2 Abs. 1 WpIG)

|:| Finanzdienstleistungsinstitut
(§ 1 Abs. 1a KWG)

|:| Finanzunternehmen
(§ 1 Abs. 3 KWG)

Teilanzeigen

wird durch die Dt. Bundesbank
ausgefillt

Identnummer des Instituts

mit Wirkung vom:

[] E-Geld-Institut
(§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZAG)

|:| Kapitalverwaltungsgesellschaft
(§ 17 KAGB)

|:| Anbieter von Nebendienstleistungen
(Art. 4 Abs. 1 Nr. 18 CRR)

|:| gemischte Finanzholding-Gesellschaft |:| Versicherungsunternehmen

(Art. 4 Abs. 1 Nr. 21 CRR)

|:| Versicherungs-Holdinggesellschaft

(§ 7 Nr. 31 VAG)

|:| sonstiges Anteilseigner

(§ 7 Nr. 33 VAG)

|:| Zahlungsinstitut
(§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ZAG)

Name/Firma und Rechtsform des Anteilseigners (It. Registereintragung)/Geburtsdatum bei natirlichen Personen

Identnummer (falls bekannt)

PLZ? Sitz

Staat

Register-Nr./Amtsgericht?

4. Nur auszufiillen bei der Anzeige eines Schwesterunternehmens (§ 28 Abs. 1 Nr. 8 ZAG)

Wirtschaftszweig®

Servicenummer?

Firma u. Rechtsform des Schwesterunternehmens (It. Registereintragung)

Identnummer (falls bekannt)

PLZ? Sitz

Staat

Register-Nr./Amtsgericht?

Wirtschaftszweig®

Seite 1

Servicenummer?





5. Angaben zu den Beteiligungsquoten®5)

wird durch die BBk ausgefiillt
Ident-Nr. des
Anteilseigners/Beteiligungs-
unternehmens

Firma”), Rechtsform und Sitz (It. Registereintragung) mit
PLZ? und Staat; Register-Nr./Amtsgericht?,

Kapitalanteil®®

Wirtschaftszweig®; bei natiirlichen Personen zusatzlich
Angabe des Geburtsdatums; Identnummer (falls bekannt);
Servicenummer?)

in
Prozent

in Tsd.
Euro

Kapital des

Instituts/
Unternehmens
in Tsd. Euro

10

Stimm-
rechts-
anteil®'"
in Prozent

Verhéaltnis
zum
Institut'?

6. Weitere Angaben

Nur auszufiillen bei der Anzeige bedeutender Beteiligungen

Die Beteiligung an dem Institut wird von dem Anteilseigner im Zusammenwirken mit anderen Personen oder Unternehmen gehalten

ja

Falls ,ja* angekreuzt wurde, sind in der Unternehmensliste der Anlage fir komplexe Beteiligungsstrukturen ndhere Angaben zu den
anderen Personen oder Unternehmen zu machen.

Nur auszufiillen, wenn keine oder weniger als 10 % der Kapital- oder Stimmrechtsanteile gehalten werden

|:| Auf die Geschaftsfuhrung kann ein mafgeblicher Einfluss ausgetibt werden:

Besondere Bemerkungen'®

Sachbearbeiter/in

Telefon-Nr. E-Mail

Ort/Datum

Firma/Unterschrift

Seite 2






FuRnoten:

1)

2)
3)
4)

5)

6)

7

10)

11)

12)

13)

14)

15)

16)

Mehrfachauswahl ist nicht zulassig. Treffen gleichzeitig mehrere Varianten zu, ist die speziellere anzukreuzen. Ist eine speziellere
Auswabhl nicht festlegbar, ist diejenige auszuwahlen, die dem grof3ten Anteil am Geschaft des Unternehmens entspricht. Die
Auswahl ,sonstiger Anteilseigner” ist nur fur Anteilseigner ohne Unternehmenseigenschaft zu treffen.

Nur bei inlandischen Anteilseignern anzugeben.
Dreistellige Schllisselnummer entsprechend ,Kundensystematik fiir die Bankenstatistik".
Servicefeld fur die elektronische Einreichung.

Einzutragen ist die vollstandige Beteiligungskette mit den jeweiligen unmittelbaren Beteiligungsquoten zwischen den
Beteiligungsunternehmen. Die Kette beginnt in der ersten Zeile mit dem anzuzeigenden Anteilseigner laut Nummer 3 und endet mit
dem anzeigepflichtigen Institut. In der ersten Zeile ist neben der Firma des Anteilseigners lediglich dessen Verhaltnis zum Institut
anzugeben. Ab der zweiten Zeile sind auch die Angaben zu den Anteilen auszufiillen.

Angaben zu den Beteiligungsquoten sind immer zu machen. Der Hauptvordruck ist dabei nur geeignet fir einfache mittelbare
Beteiligungsverhaltnisse bis zu maximal drei Hierarchieebenen. Fir komplexe Beteiligungsstrukturen oder mittelbare
Beteiligungsverhaltnisse tber mehr als drei Ebenen sind die Angaben zu den Beteiligungsquoten in der Anlage fir komplexe
Beteiligungsstrukturen zu machen. In diesem Fall ist Nummer 5 des Hauptvordrucks nicht auszufiillen. Die durchgerechnete
Kapitalquote unter Nummer 5 des Hauptvordrucks ist in jedem Fall anzugeben. Ggf. ist zusatzlich ein Organigramm beizufligen.

Die Anlage fur komplexe Beteiligungsstrukturen ist in jedem Fall einzureichen, wenn

- in den Beteiligungsstrukturen Treuhandverhaltnisse vorkommen,

- die Beteiligung von einem Anteilseigner gleichzeitig unmittelbar und mittelbar oder Giber mehrere Beteiligungsketten gehalten wird,

- sich die Tochtereigenschaft eines zwischengeschalteten Beteiligungsunternehmens nicht aus der Héhe des Kapital- und/oder
Stimmrechtsanteils herleiten lasst,

- enge Verbindungen zu Schwesterunternehmen (§ 1 Abs. 7 KWG) angezeigt werden. In der Anlage fiir komplexe
Beteiligungsstrukturen ist dabei lediglich die vollstandige Beteiligungskette vom gemeinsamen Mutterunternehmen zum
Schwesterunternehmen anzugeben.

Zu dem unter Nummer 3 angezeigten Anteilseigner mussen die Angaben zum Unternehmen [Firma, Rechtsform und Sitz (|t.
Registereintragung) mit PLZ und Staat; Register-Nr./Amtsgericht, Wirtschaftszweig; Identnummer (falls bekannt); Servicenummer],
die schon unter Nummer 3 gemacht wurden, in den Angaben zu den Beteiligungsquoten nicht wiederholt werden. Lediglich die
Firma des Anteilseigners muss eingetragen werden.

Beteiligung am Nennwert (Nennkapital, Summe der Kapitalanteile); bei Personenhandelsgesellschaften und Gesellschaften des
birgerlichen Rechts ist auf das durch den Gesellschaftsvertrag festgelegte Beteiligungsverhaltnis abzustellen. Angaben in Prozent
mit einer Stelle nach dem Komma. Fremdwahrungsbetrage sind in Euro umzurechnen. Sofern der Nennwert nicht auf Euro lautet, ist
zusatzlich der Nennwert in auslandischer Wahrung (in Tsd.) anzugeben. Der Nennwert ist zum Kurs des Meldestichtages
umzurechnen.

Unmittelbarer Anteil des vorhergehenden Anteilseigners der Beteiligungskette an dem hier genannten Beteiligungsunternehmen
(keine durchgerechneten Quoten).

Sofern das Kapital des Unternehmens nicht auf Euro lautet, ist zusatzlich das Kapital in auslandischer Wahrung (in Tsd.)
anzugeben. Das Kapital ist zum Kurs des Meldestichtages umzurechnen.

Nur auszufiillen, soweit vom Kapitalanteil abweichend; Angaben in Prozent mit einer Stelle nach dem Komma.

Ist das Beteiligungsunternehmen ein Mutterunternehmen des anzeigepflichtigen Instituts, ist ,Mutter" einzutragen. Ansonsten ist das
Feld nicht auszufillen.

Namensaktien, vinkulierte Namensaktien, ohne Nennkapital, Komplementar, Kommanditist, Anteil nicht voll einbezahlt,
Kapitalveréanderung, Fusion, Kapital reduziert um eigene Anteile, Stammdatenanderung, abweichende Stimmrechtsanteile,
Beteiligung resultiert ganz oder teilweise aus einem stillen Beteiligungsverhaltnis, Unterbeteiligung.

Mehrfachauswahl ist zulassig.

Bei der Anzeige eines Schwesterunternehmens sind die Angaben zum gemeinsamen Mutterunternehmen unter Nummer 3 zu
machen.

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 Uber Aufsichtsanforderungen an
Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012 (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 1).

Diese Seite ist nicht mit einzureichen.







bgbl1_2018_j2300_0010.pdf
Unternehmensliste®

Anlage fur komplexe Beteiligungsstrukturen»®

wird durch die D}.ﬂlﬁundesbank Nr. Firma, Rechtsform, Sitz (It. Registereintragung) mit Kapital des Unternehmens19) Verhéltnis
ausgefullt PLZ? und Sitzstaat; Register-Nr./Amtsgericht?, zum
Ident-Nr. des Unternehmens Wirtschaftszweig®; bei natiirlichen Personen zusatzlich Fremdwéihrung Institut®
Angabe des Geburtsdatums; Identnummer (falls
bekannt); Servicenummer® Tsd. Euro | Wéhrung Tsd.
Die geplante durchgerechnete Kapitalquote am Institut betragt Prozent.
Beteiligungsstruktur®
Beteiligtes Unternehmen | Beteiligungsunternehmen | besonderer | Art Kapitalanteil®*) Stimm- beherr-
Vermittler® E) rechts- schender
anteil®V | Einfluss”
in Prozent in Tsd. Euro in Prozent






A) Sofern die Anlage fir komplexe Beteiligungsstrukturen beigefiigt ist, sind in Nummer 4 des Hauptvordrucks der aktivischen
Beteiligung bzw. in Nummer 5 des Hauptvordrucks der passivischen Beteiligung keine Angaben zu machen.

B) Fuhrt eine mittelbare Beteiligungsbeziehung tiber mehrere Beteiligungsketten vom Institut zum Beteiligungsunternehmen (bei
aktivischer Beteiligung) bzw. vom Anteilseigner zum Institut oder vom gemeinsamen Mutterunternehmen zum
Schwesterunternehmen (bei passivischer Beteiligungsanzeige), so ist nur eine Anzeige mit einer Anlage fur komplexe
Beteiligungsstrukturen einzureichen, die alle vorhandenen Beteiligungsketten darstellt.

C) Die Unternehmensliste enthalt alle Unternehmen, die in der Beteiligungsstruktur vorkommen.

Das anzeigepflichtige Institut steht bei aktivischen Beteiligungen immer an erster Stelle, bei passivischen an letzter Stelle. Bei der
Anzeige von Schwesterunternehmen steht das gemeinsame Mutterunternehmen an erster und das Schwesterunternehmen an
letzter Stelle. Bei der Anzeige einer bedeutenden Beteiligung eines Dritten an einem nachgeordneten ausléandischen Unternehmen
steht der Anteilseigner an erster und das nachgeordnete auslandische Unternehmen an letzter Stelle.

Die Anzahl der Zeilen in der Unternehmensliste und der Beteiligungsstruktur ist bei Bedarf beliebig erweiterbar.

D) Ist das Beteiligungsunternehmen ein Tochterunternehmen des anzeigepflichtigen Instituts, ist, Tochter" einzutragen. Ist das
Beteiligungsunternehmen ein Mutterunternehmen, ist ,Mutter" einzutragen; bei Unternehmensbeziehungen zu
Schwesterunternehmen ist ,Schwester" einzutragen. Ansonsten ist das Feld nicht auszufullen.

E) Liegt eines der folgenden besonderen Zurechnungsverhaltnisse vor, ist in der Spalte ,besonderer Vermittler* die Nummer der Person
oder des Unternehmens laut Unternehmensliste einzutragen, die oder das die besondere Vermittlerposition gemaf: der folgenden
Ubersicht einnimmt. In der Spalte ,Art" ist der entsprechende Kennbuchstabe des besonderen Zurechnungsverhéaltnisses zu
vermerken. Eine Mehrfachauswabhl ist zulassig.

Verhaltnis besondere Position Spalte Art
8§ 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WpHG Dritter im Sinne des § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WpHG (insb. Treuh&nder) ST
§ 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 WpHG Sicherungsnehmer WS¢
§ 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 WpHG Niel3brauchsgeber i\
§ 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 WpHG Erklarungsempféanger JE¢
§ 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 WpHG Vertretener im Sinne des § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 WpHG LV
8§34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 WpHG auf Grund einer Vereinbarung zur Ausiibung der Stimmrechte SAY
Berechtigter im Sinne des 8 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 WpHG
§ 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 WpHG Verwahrung im Sinne des 8§ 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 WpHG A
§ 34 Abs. 2 Satz 1 WpHG Dritter im Sinne des § 34 Abs. 2 Satz 1 WpHG LD
Unterbeteiligungsverhéaltnis Hauptbeteiligter SHY
Zusammenwirken in sonstiger Weise | Vermittelnder 2"

F) Nur anzukreuzen, wenn sich die Tochtereigenschaft eines zwischengeschalteten Beteiligungsunternehmens nicht aus der Héhe des
Kapital- und/oder Stimmrechtsanteils herleiten lasst. Angaben zu den Kapital- und ggf. abweichenden Stimmrechtsanteilen sind in
jedem Fall zu machen.

Die Ful3noten 2 bis 11 entsprechen den Fuf3noten zu Anlage 7 (passivische Beteiligungsanzeige) und Anlage 8 (aktivische
Beteiligungsanzeige).

Diese Seite ist nicht mit einzureichen.
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Formular — Erwerb-Erhéhung FRISTSACHE

Adressatenfeld P

Eingangsdatum:

Ident-Nr. Institut

Ident-Nr. Anzeigepflichtiger

Wird von der Behdrde ausgefullt

Hiermit zeige ich die/Hiermit zeigen wir die
] Absicht des Erwerbs einer bedeutenden Beteiligung
] Absicht der Erhohung einer bedeutenden Beteiligung

an dem folgenden

] Zahlungsinstitut

] E-Geld-Institut

an:

Firma Zeile 1

Firma
(laut Registereintragung) Firma Zeile 2

Rechtsform

Sitz mit Postleitzahl
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Anschrift der Hauptniederlassung

Stralle, Hausnummer

Postleitzahl

Ort

Der Anzeigepflichtige hat nach dem Erwerb oder der Erh6hung Kontrolle Uber das
Institut:

L] Ja. L] Nein.
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1. Angaben zur ldentitat des Anzeigepflichtigen

1.1 Bitte nur ausfillen, wenn Anzeigepflichtiger eine nattrliche Person ist.

Familienname

Geburtsname

Samtliche Vornamen

Geburtsdatum

Geburtsort, Geburtsland

Staatsangehorigkeit

Anschrift (Hauptwohnsitz)

Stralle, Hausnummer

Postleitzahl

Ort

Staat

Angaben zur Firma, sofern vorhanden

Firma Zeile 1

Firma
(laut Registereintragung) Firma Zeile 2

Sitz mit Postleitzahl 2

Sitzstaat

Wirtschaftszweig ®

Ordnungsmerkmale
Registereintragung

1.2 Bitte nur ausfillen, wenn der Anzeigepflichtige keine naturliche Person ist.

Firma Zeile 1

Firma
(laut Registereintragung) Firma Zeile 2

Rechtsform

Sitz mit Postleitzahl 2

Sitzstaat

Anschrift der Hauptniederlassung

Stralle, Hausnummer

Postleitzahl

Ort

Staat

Wirtschaftszweig ®

Ordnungsmerkmale
Registereintragung ¥
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2. Angabe eines Empfangsbevollmachtigten im Inland, sofern der
Anzeigepflichtige ohne Wohnsitz oder gewodhnlichen Aufenthalt, Sitz oder
Geschaftsleitung im Inland ist:

(Hinweis: Wird ein Empfangsbevollméachtigter im Inland nicht benannt, gelten an
den Anzeigepflichtigen gerichtete Schriftsticke am siebenten Tag nach der Aufgabe
zur Post und ein elektronisch Ubermitteltes Dokument am dritten Tag nach der
Absendung als zugegangen, 8 15 Satz 2 VwVfG.)

2.1 Bitte nur ausfillen, wenn Empfangsbevollméchtigter eine natirliche Person ist.

Familienname

Samtliche Vornamen

Geburtsdatum

Anschrift

Stralle, Hausnummer

Postleitzahl

Ort

2.2 Bitte nur ausfullen, wenn Empfangsbevollmachtigter keine naturliche Person ist.

Firma Zeile 1

Firma
(laut Registereintragung) Firma Zeile 2

Rechtsform

Sitz mit Postleitzahl

Anschrift

Stralle, Hausnummer

Postleitzahl

Ort

Ordnungsmerkmale
Registereintragung

3. Die geplanten Kapital- oder Stimmrechtsanteile wirden ganz oder
teilweise noch einem anderen als dem Mutterunternehmen zugerechnet
werden:

L] Nein. [] Ja. Wenn ,ja“ angekreuzt wurde, ist diesem Formular eine
Anlage mit der Nr. _ _ ® beizufiigen, in der unter
Berucksichtigung des 8§ 4 InhKontrollV diejenigen, denen
die Anteile zugerechnet werden wiirden, anzugeben sind.
Der Grund der Zurechnung der Anteile ist ebenfalls
anzugeben.
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4. Weitere Angaben zum Anzeigepflichtigen

4.1 Der Anzeigepflichtige steht unter der Aufsicht der Bundesanstalt oder der
zustandigen Landesaufsichtsbehorde:

[ ] Nein, weiter mit 4.2

[]Ja, nachfolgende Auswabhl treffen und dann weiter mit 5.1

Der Anzeigepflichtige ist: [] Zahlungsinstitut

[] Kreditinstitut [] Finanzdienstleistungsinstitut

[] E-Geld-Institut C] Kapitalverwaltungsgesellschaft

[] Investmentvermogen in [] Versicherungs-Zweckgesellschaft
Gesellschaftsform

L] Erstversicherungsunternehmen [] Ruckversicherungsunternehmen

] Versicherungs-Holdinggesellschaft [] Pensionsfonds

] Finanzholding-Gesellschaft C] gemischte Finanzholding-

Gesellschaft

] sonstiges beaufsichtigtes
Unternehmen

4.2 Der Anzeigepflichtige ist ein im Europaischen Wirtschaftsraum zugelassenes
Unternehmen der Finanzbranche:

[ ] Nein, weiter mit 4.3

[]Ja, nachfolgende Auswabhl treffen und dann weiter mit 4.3

Der Anzeigepflichtige ist:

[] CRR-Kreditinstitut ] Wertpapierinstitut
] Erstversicherungsunternehmen ] Ruckversicherungsunternehmen
] OGAW-Verwaltungsgesellschaft ] AlF-Verwaltungsgesellschaft

] sonstiges beaufsichtigtes
Unternehmen

Die zustdndige Aufsichtsbehdrde hat folgende Bezeichnung:

Die Aufsichtsbehorde fuhrt den Anzeigepflichtigen unter folgender
Identitdtsnummer:

4.3 Der Anzeigepflichtige hat Kontrolle Uber ein im Européaischen Wirtschaftsraum
zugelassenes CRR-Kreditinstitut, Wertpapierinstitut, Erst- oder
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Ruckversicherungsunternehmen oder eine OGAW- oder AlF-
Verwaltungsgesellschaft:

[ ] Nein, weiter mit 5.1

[1Ja. Wenn »ja“ angekreuzt wurde, ist diesem Formular eine Anlage mit der Nr.
_ _ ® beizufugen, in der die kontrollierten Unternehmen aufzufiihren
sind.

Neben den Angaben nach § 4 Abs. 2 InhKontrollV sind der Unter-
nehmenstyp (CRR-Kreditinstitut, Wertpapierinstitut, Erst- oder
Ruckversicherungsunternehmen oder OGAW- oder AlF-Verwaltungs-
gesellschaft), die Bezeichnung der zustandigen Aufsichtsbehoérde jedes
kontrollierten Unternehmens und die lIdentitatsnummer, unter der das
Unternehmen bei der Aufsichtsbehorde gefuhrt wird, anzugeben.
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5. Angaben zur geplanten bedeutenden Beteiligung

5.1 Auf die Geschéaftsleitung des Instituts kénnte, obwohl weniger als 20% oder keine
Kapital- oder Stimmrechtsanteile gehalten werden sollen, ein maRgeblicher Einfluss
ausgelbt werden:

L] Nein.

5.2 Darstellung der geplanten Beteiligungshéhe am Institut ©- 7

[] Ja.

Wenn ,ja“ angekreuzt wurde, ist diesem Formular eine

Anlage mit der Nr. _ _ ® beizufiigen, in der die Griinde
dafur anzugeben sind.

wird durch die Firma®, Rechtsform und Sitz Kapitalanteil®1® | Kapital des | Stimm- | Verhaltnis
Behorde ausgefullt (It. Registereintragung) mit PLZ? und Unter- rechts- zum
IdenF—_Nr. des Sitzstaat; Ordnungsmerkmale nehmens!? anteil Institut
Beteiligungs- Registereintragung®, Wirtschaftszweig®; in Tsd. Tsd. Euro | in Prozent 13)
unternehmens Ident-Nr. (falls bekannt), bei natiirlichen | Prozent | Euro 10).12)
Personen neben Firma (falls vorhanden)
vollstandiger Name® und Geburtsdatum
Die geplante durchgerechnete Kapitalquote am Institut betrdgt __ Prozent.

6. Beizufugende Anlagen

6.1 Alle erforderlichen Anlagen liegen als fortlaufend nummerierte Anlage diesem

Hauptformular bei:

[] Ja.

L] Nein.

Wenn ,nein“ angekreuzt wurde, ist diesem Formular eine

Anlage mit der Nr. _ _ ® beizufiigen, in der die betreffenden
Anlagen aufzuzahlen sind und die Grinde dafliir anzugeben

sind.

6.2 Auf die Einreichung von Anlagen kann der Anzeigepflichtige entsprechend § 4 Abs. 3
ZAGANzV bzw. § 4 Abs. 1 ZAGAnzV i. V. m. 8 16 Abs. 1 und 2 InhKontrollV

verzichten und reicht diese deshalb nicht ein:

[] Ja.

L] Nein.

Wenn ,ja“ angekreuzt wurde, ist diesem Formular eine

Anlage mit der Nr. _ _ ® beizufiigen, in der die betreffenden
Anlagen aufzuzahlen sind und jeweils anzugeben ist, welche
Verzichtsregel in Anspruch genommen werden kann.
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6.3 Liste der Anlagen

Kurzbezeichnung der Anlage

Anzahl

Anlage liegt bei

Aufzahlung der nicht eingereichten Anlagen mit Angabe
der Griinde nach Nummer 6.1 dieses Formulars

[ nicht erforderlich
Llja

[Iwird nachgereicht

Aufzahlung der nicht eingereichten, verzichtbaren
Anlagen mit Angabe der Verzichtsregel nach Nummer
6.2 dieses Formulars

[Inicht erforderlich
Dja
[Jwird nachgereicht

Erklarung nach § 14 Abs. 1 Satz 2 ZAG i.V.m. § 2c Abs.
1 Satz 2 KWG, von welcher Person oder welchem
Unternehmen die Kapital- oder Stimmrechtsanteile
Ubernommen werden

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

Kopie der Bevollméachtigung des
Empfangsbevollmachtigten im Inland nach 8 4 Abs. 1
ZAGANzV i.V.m. § 3 Satz 2 InhKontrollV

[ nicht erforderlich
Llja

[Iwird nachgereicht

Formular ,Komplexe Beteiligungsstrukturen*“ nach § 4
Abs. 2 Satz 2 ZAGAnzV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

Schaubild Gber komplexe Beteiligungsstrukturen nach §
4 Abs. 2 Satz 2 ZAGAnzV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

Nachweis Uber die Identitat oder Existenz des
Anzeigepflichtigen nach 8§ 4 Abs. 1 ZAGAnzV i.V.m. 8 8
Nr. 1 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

Amtlich beglaubigte Kopie der aktuellen Satzung, des
aktuellen Gesellschaftsvertrages oder einer
gleichwertigen Vereinbarung nach 8 4 Abs. 1 ZAGAnzV
i.V.m. 8§ 8 Nr. 2 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

Liste der personlich haftenden Gesellschafter,
Vertretungsberechtigten und der weiteren Personen
nach § 4 Abs. 1 ZAGANnzV i. V. m. § 8 Nr. 3 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

Darstellung der geschéaftlichen Aktivitaten des
Anzeigepflichtigen nach 8§ 4 Abs. 1 ZAGAnzV i.V.m. 8 8
Nr. 4 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

Liste mit den wirtschaftlich Beglinstigten des
Anzeigepflichtigen nach 8 4 Abs. 1 ZAGAnzV i.V.m. 8 8
Nr. 5 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

Erklarung tber Untersuchungen anderer Behdrden
auBerhalb der Finanzbranche im Zusammenhang mit
dem beabsichtigten Erwerb nach § 4 Abs. 1 ZAGAnzV
i.V.m. 8§ 8 Nr. 6 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

Erklarung zum beabsichtigten Austausch von
Geschaftsleitern des Instituts nach § 4 Abs. 1 ZAGAnzV
i.V.m. 8 8 Nr. 7 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

Formulare ,,Erklarungen und Unterlagen zur
Zuverlassigkeit“ nach § 4 Abs. 1 ZAGAnzV i.V.m. § 9
InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

Weitere Unterlagen und Erklarungen zu den Formularen
nach 8 4 Abs. 1 ZAGAnzV i.V.m. § 9 InhKontrollV
entsprechend 8§ 9 Abs. 1 Satz 4 und 5 und Abs. 3 Satz 3

[ nicht erforderlich
Dja
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und 4 InhKontrollV

[Iwird nachgereicht

Lebenslaufe nach § 4 Abs. 1 ZAGANnzV i.V.m. § 10
InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Jwird nachgereicht

Arbeitszeugnisse Uber unselbststandige Tatigkeiten nach
§ 4 Abs. 1 ZAGAnzV i.V.m. § 10 Abs. 2 Satz 4
InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

Darstellung der Konzernstruktur nach 8 4 Abs. 1
ZAGANzV i.V.m. § 11 Nr. 1 Buchstabe a InhKontrollV

[ nicht erforderlich
Llja

[Iwird nachgereicht

Darstellung der Geschéaftstatigkeit des Konzerns nach §
4 Abs. 1 ZAGANnzV i.V.m. § 11 Nr. 1 Buchstabe b
InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[]wird nachgereicht

Aufstellung der Konzernunternehmen der Finanzbranche
nach 8§ 4 Abs. 1 ZAGAnzV i.V.m. § 11 Nr. 1 Buchstabe c
InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

Angaben zur Fihrung von Geschaften nach § 4 Abs. 1
ZAGANzV i.V.m. § 11 Nr. 1 Buchstabe d
Doppelbuchstabe aa InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

Angaben zu weiteren Unternehmen nach § 4 Abs. 1
ZAGANzV i.V.m. § 11 Nr. 1 Buchstabe d
Doppelbuchstabe bb InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

Liste sonstiger Anteilseigner etc. nach § 4 Abs. 1
ZAGANzV i.V.m. § 11 Nr. 1 Buchstabe e InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

Liste nach § 4 Abs. 1 ZAGANzV i.V.m. 8 11 Nr. 2
InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

Liste Uber Anteilseigner etc. am Anzeigepflichtigen nach
§ 4 Abs. 1 ZAGAnzV i.Vv.m. § 11 Nr. 3 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

Darstellung der finanziellen und sonstigen Interessen
nach 8 4 Abs. 1 ZAGANnzV i.V.m. 8§ 12 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

Darstellung der wirtschaftlichen Verhaltnisse mit

den Jahresabschliissen und Lageberichten der
letzten drei Geschaftsjahre nach § 4 Abs. 1
ZAGANzV i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1
InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

den Berichten uber die
Jahresabschlussprifungen der letzten drei
Geschéftsjahre nach § 4 Abs. 1 ZAGAnzV
i.V.m. 8 13 Abs. 2 Nr. 2 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

den Kapitalflussrechnungen und
Segmentberichterstattungen der letzten drei
Geschéftsjahre nach § 4 Abs. 1 ZAGAnzV
i.V.m. 8 13 Abs. 2 Nr. 3 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

einer Aufzdhlung und Beschreibung der
Einkommensquellen des Anzeigepflichtigen
nach 8 4 Abs. 1 ZAGAnzV i.V.m. § 13 Abs. 3

[ nicht erforderlich
Dja
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Nr. 1 InhKontrollV

[Jwird nachgereicht

Nachweisen nach 8§ 4 Abs. 1 ZAGAnzV i.V.m.
§ 13 Abs. 3 Nr. 1 InhKontrollvV

[ nicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

einer Vermogensaufstellung nach & 4 Abs. 1
ZAGANzV i.V.m. § 13 Abs. 3 Nr. 2
InhKontrollV

[ nicht erforderlich
Llja

[Iwird nachgereicht

Nachweisen nach 8§ 4 Abs. 1 ZAGANnzV i.V.m.
§ 13 Abs. 3 Nr. 2 InhKontrollvV

[ nicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

den Jahresabschliissen und Lageberichten der
letzten drei Geschaftsjahre der vom
Anzeigepflichtigen kontrollierten Unternehmen
und der Unternehmen, deren Geschafte der
Anzeigepflichtige fuhrt, nach § 4 Abs. 1
ZAGANzV i.V.m. § 13 Abs. 3 Nr. 3
InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

den Berichten tber die
Jahresabschlussprifungen der letzten drei
Geschéaftsjahre der vom Anzeigepflichtigen
kontrollierten Unternehmen und der
Unternehmen, deren Geschafte der
Anzeigepflichtige fuhrt, nach § 4 Abs. 1
ZAGANzV i.V.m. § 13 Abs. 3 Nr. 4
InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

den Konzernabschlissen der letzten drei
Geschéftsjahre nach § 4 Abs. 1 ZAGAnzV
i.vVv.m. 8 13 Abs. 4 Nr. 1 InhKontrollvV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

den Berichten Uber die Konzernabschlisse der
letzten drei Geschaftsjahre nach § 4 Abs. 1
ZAGANzV i.V.m. § 13 Abs. 4 Nr. 2
InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

den Ratings Uber die Bonitat des
Anzeigepflichtigen nach 8§ 4 Abs. 1 ZAGAnzV
i.V.m. 8§ 13 Abs. 6 Satz 1 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

den Ratings Uber die Bonitat des Konzerns
nach 8 4 Abs. 1 ZAGANnzV i.V.m. § 13 Abs. 6
Satz 2 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

den Ratings Uber die Bonitat der einzelnen
Konzernunternehmen nach 8 4 Abs. 1
ZAGANzV i.V.m. § 13 Abs. 6 Satz 2
InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

Darstellung der fiir den Erwerb erforderlichen Eigen- und
Fremdmittel nach § 4 Abs. 1 ZAGAnzV i.V.m. § 14
Halbsatz 1 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

Vereinbarungen und Vertrage im Zusammenhang mit
dem Erwerb nach § 4 Abs. 1 ZAGAnzV i.V.m. § 14
Halbsatz 2 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

Geschéaftsplan bzw. Darstellung strategischer Ziele und
Plane nach § 4 Abs. 1 ZAGAnzV i.V.m. § 15 InhKontrollV

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht
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Anlage nach Nummer 3 dieses Formulars Llja
[Jwird nachgereicht

Anlage nach Nummer 4.3 dieses Formulars Llja
[Iwird nachgereicht

Anlage nach Nummer 5.1 dieses Formulars Llja
[Iwird nachgereicht

ggf. weitere Anlagen: vom Anzeigepflichtigen auszufiillen

ggf. weitere Anlagen: vom Anzeigepflichtigen auszufiillen

ggf. weitere Anlagen: vom Anzeigepflichtigen auszufiillen

ggf. weitere Anlagen: vom Anzeigepflichtigen auszufiillen

ggf. weitere Anlagen: vom Anzeigepflichtigen auszufiillen

7. Bitte geben Sie eine Kontaktperson fur Ruckfragen an:

Familienname

Vorname

Telefonnummer
(mit Vorwahl)

E-Mail-Adresse

8. Unterschrift(en)

8.1 Mit der nachfolgenden Unterschrift/Mit den nachfolgenden Unterschriften wird
bestéatigt, dass

e der Anzeigepflichtige den Hinweis in Nummer 2 zur Kenntnis genommen hat und

¢ der Unterzeichnende, sofern er nicht der Anzeigepflichtige ist, bzw. die
Unterzeichnenden entsprechend dem Umfang seiner/ihrer Vertretungsbefugnis
berechtigt ist/sind, die Anzeige fur den Anzeigepflichtigen abzugeben.

8.2 Der Anzeigepflichtige gibt die Anzeige selbst ab:

[ ] Nein, bitte weiter mit 8.3

[]Ja. Wenn ,ja“ angekreuzt wurde, bitte nachfolgend unterschreiben und die
Anzeige einreichen.

Ort, Datum und Unterschrift des Anzeigepflichtigen
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8.3 Personalien und Unterschriften der Person oder der Personen, die entsprechend
ihrer Vertretungsbefugnis berechtigt sind, die Anzeige fir den Anzeigepflichtigen

abzugeben: 14

Familienname

Samtliche
Vornamen

Geburtsdatum

Ort, Datum und Unterschrift des Vertretungsberechtigten

Familienname

Samtliche
Vornamen

Geburtsdatum

Ort, Datum und Unterschrift des Vertretungsberechtigten

Familienname

Samtliche
Vornamen

Geburtsdatum

Ort, Datum und Unterschrift des Vertretungsberechtigten

Familienname

Samtliche
Vornamen

Geburtsdatum

Ort, Datum und Unterschrift des Vertretungsberechtigten
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Familienname

Samtliche
Vornamen

Geburtsdatum

Ort, Datum und Unterschrift des Vertretungsberechtigten

Familienname

Samtliche
Vornamen

Geburtsdatum

Ort, Datum und Unterschrift des Vertretungsberechtigten
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FulRnoten

1)

2)
3)

4)
5)

6)

7)

8)

9)

10)

11)

12)

13)

Es ist eine Ausfertigung an die Bundesanstalt und eine Ausfertigung an die fur das
Institut zustadndige Hauptverwaltung der Deutsche Bundesbank zu adressieren.

Die entsprechende Adresse ist in das Adressatenfeld einzutragen.
Die Postleitzahl ist nur von Inlandern anzugeben.

Es ist die dreistellige Schlisselnummer entsprechend der ,Kundensystematik fur die
Bankenstatistik* einzutragen.

Nur anzugeben, sofern eine Eintragung vorliegt.

Die vom Anzeigepflichtigen vergebene Nummer der betreffenden Anlage zur Anzeige
ist einzutragen.

Nummer 5.2 ist nicht auszuftllen
- bei komplexen Beteiligungsstrukturen,
- bei mittelbaren Beteiligungsverhéltnissen Gber mehr als vier Ebenen und

- wenn sich die Tochtereigenschaft eines zwischengeschalteten
Beteiligungsunternehmens nicht aus der Hohe des Kapital- und/oder
Stimmrechtsanteils herleiten lasst.

Stattdessen ist das Formular ,,Komplexe Beteiligungsstrukturen* der ZAG-
Anzeigenverordnung auszuftllen und als Anlage beizufigen.

Fur beabsichtigte mittelbar gehaltene Beteiligungen gilt: Einzutragen ist die
vollstandige beabsichtigte Beteiligungskette mit den jeweiligen beabsichtigten
unmittelbar gehaltenen Beteiligungsquoten zwischen den Beteiligungsunternehmen.
Die Kette beginnt mit der beabsichtigten unmittelbar gehaltenen Beteiligung des
Anzeigepflichtigen und endet mit dem Institut.

Zu dem unter Nummer 1.1 angegebenen Anzeigepflichtigen muss hier lediglich
dessen vollstandiger Name (Vorname und Familienname) wiederholt werden. Zu
dem unter Nummer 1.2 angegebenen Anzeigepflichtigen bzw. dem auf der Seite 1
angezeigten Institut muss lediglich die Firma eingetragen werden.

Beteiligung am Nennwert (Nennkapital, Summe der Kapitalanteile); bei
Personenhandelsgesellschaften und Gesellschaften des burgerlichen Rechts ist auf
das durch den Gesellschaftsvertrag festgelegte Beteiligungsverhaltnis abzustellen.
Angaben in Prozent mit einer Stelle nach dem Komma. Sofern der Nennwert nicht
auf Euro lautet, ist zusatzlich der Nennwert in auslandischer Wahrung (in Tsd.)
anzugeben. Der Nennwert ist zum Kurs des Meldestichtages umzurechnen. Sofern
es sich bei dem Institut um einen Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit handelt,
sind Prozentangaben in Bezug auf den Griindungsstock einzutragen.

Beabsichtigter unmittelbarer Anteil des vorhergehenden Unternehmens der
Beteiligungskette an dem hier genannten Institut (keine durchgerechneten Quoten).

Sofern das Kapital des Unternehmens nicht auf Euro lautet, ist zuséatzlich das Kapital
in auslandischer Wahrung (in Tsd.) anzugeben. Das Kapital ist zum Kurs des
Meldestichtages umzurechnen.

Nur auszufillen, soweit vom Kapitalanteil abweichend; Angaben in Prozent mit einer
Stelle nach dem Komma.

Ist der Anzeigepflichtige oder der die zukiinftig gehaltenen Kapital- oder
Stimmrechtsanteile Vermittelnde nach dem beabsichtigten Erwerb oder der
beabsichtigten Erhéhung ein Mutterunternehmen des Instituts, ist ,,Mutter"
einzutragen. Ist der die zukiinftigen Kapital- oder Stimmrechtsanteile Vermittelnde
ein Schwesterunternehmen des Instituts, ist ,Schwester" einzutragen. Ansonsten ist
das Feld nicht auszuftllen.

Diese Seite ist nicht einzureichen.





Ist die in der ersten Tabelle genannte Person nur zusammen mit einer oder
mehreren anderen Personen zur Vertretung des Anzeigepflichtigen berechtigt, hat
diese bzw. haben diese weiteren Personen jeweils eine der nachfolgenden Tabellen
auszufillen. Fehlende Tabellen sind zu ergénzen; ggf. ist dem Formular ein
gesondertes Blatt anzufiigen, auf dem die Seitenzahlnummerierung des Formulars

fortzusetzen ist.

14)

Diese Seite ist nicht einzureichen.
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Formular — Angaben zur Zuverlassigkeit

Angaben zur Zuverlassigkeit

Familienname

Geburtsname

Samtliche Vornamen

Geburtsdatum

Geburtsort

Staatsangehdrigkeit(en)

Anschrift (Hauptwohnsitz)

Stralle, Hausnummer

Postleitzahl

Ort

Staat
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1.2

1.3

Angaben nach 8§ 10 Abs. 1 ZAGAnzV

Gegen mich wird ein Strafverfahren (umfasst Ermittlungsverfahren,
Zwischenverfahren, Hauptverfahren) gefuhrt oder wurde zu einem friitheren
Zeitpunkt ein Strafverfahren wegen eines Verbrechens oder Vergehens gefihrt

und mit einer Verurteilung oder Einstellung gemanR 88 153 und 153a StPO
abgeschlossen:

[] Nein.
L] Ja.

Wenn ,,ja“ angekreuzt wurde, sind die Verfahren und Sanktionen zu
erlautern.?

1. Siehe auch
Anlage Nr. _

2. Siehe auch
Anlage Nr. _

Gegen mich wird im Zusammenhang mit einer unternehmerischen oder sonstigen
beruflichen Tatigkeit ein Ordnungswidrigkeitenverfahren oder vergleichbares
Verfahren nach einer anderen Rechtsordnung gefiihrt oder wurde ein solches

Verfahren gegen mich mit einer Verurteilung oder sonstigen Sanktion
abgeschlossen:

[] Nein.
[] Ja.

Wenn ,,ja“ angekreuzt wurde, sind die Verfahren und Sanktionen zu
erlautern.?

1. Siehe auch
Anlage Nr. _

2. Siehe auch
Anlage Nr. _

Gegen mich oder ein von mir geleitetes Unternehmen wird ein Insolvenzverfahren,
ein Verfahren zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung tber die
Vermogensverhéltnisse oder ein vergleichbares Verfahren gefuhrt oder wurde ein
solches Verfahren zu einem friheren Zeitpunkt gefuhrt:

[] Nein.
[] Ja.

Wenn ,,ja“ angekreuzt wurde, sind die Verfahren und Sanktionen zu
erlautern.?

1. Siehe auch
Anlage Nr. _
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1.4

1.5

2. Siehe auch
Anlage Nr. _

Gegen mich hat eine Aufsichtsbehodrde eine gewerberechtliche Zuverlassigkeits-
oder Eignungspriufung oder eine aufsichtliche MaRnahme eingeleitet oder ein
solches Verfahren mit einer Sanktion abgeschlossen:

[ ] Nein.
L] Ja.

Wenn ,,ja“ angekreuzt wurde, sind die Verfahren und Sanktionen zu
erlautern.?

1. Siehe auch
Anlage Nr. _

2. Siehe auch
Anlage Nr. _

Mir wurde durch eine offentliche Stelle eine auf mich oder auf ein von mir
geleitetes Unternehmen oder Gewerbe lautende Zulassung (Erlaubnis,
Genehmigung, Konzession, Bewilligung), Mitgliedschaft oder Registereintragung,
versagt, aufgehoben, zurickgenommen, widerrufen oder geléscht oder ich wurde
in sonstiger Weise von der Ausiibung eines Berufes, vom Betrieb eines Gewerbes
oder der Vertretung und Fihrung dessen Geschéfte untersagt oder es wurde
gegen mich ein entsprechendes Verfahren gefihrt:

[] Nein.
[] Ja.

Wenn ,,ja“ angekreuzt wurde, sind die Verfahren und Sanktionen zu
erlautern.?

1. Siehe auch
Anlage Nr. _

2. Siehe auch
Anlage Nr. _

Falls die vorstehende Erklarung nicht uneingeschrankt abgegeben werden kann,
sondern ein Sachverhalt gemall den Nummern 1.1 bis 1.5 positiv einschlagig ist,
sind Angaben zum entsprechenden Verfahren zu machen und ggf. auf einem
gesonderten Blatt auszufiihren. Kopien der Urteile, Beschlisse, Bescheide oder
sonstiger Dokumente Uber die Verfahren sind beizufligen.

In der Erklarung kénnen anhangig gewesene Strafverfahren unbericksichtigt
bleiben

— die mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt wurden oder
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2.2

2.3

2.4

2.5

— die wegen eines Verfahrenshindernisses eingestellt wurden oder

— die mit einem Freispruch beendet worden sind oder

— bei denen eine ergangene Eintragung im BZR entfernt oder getilgt wurde oder
— die geméaR § 53 BZRG nicht angegeben werden missen.

Eintragungen, die gemal § 153 GewO aus dem Gewerbezentralregister zu tilgen
sind, kénnen unerwahnt bleiben.

Die nach den §8 153 und 153a StPO eingestellten Strafverfahren sind dagegen
anzugeben.

Vergleichbare Sachverhalte nach anderen Rechtsordnungen sind ebenfalls
anzugeben.

Angaben nach 8§ 10 Abs. 5 ZAGAnzV

geplanter Beginn des Mandats zum:

Dauer des Mandats:

Beschreibung der wesentlichen Pflichten und Verantwortlichkeiten der Position®:

Ich wurde aufgrund einer Kiindigung oder Abberufung einer Vertrauensstellung,
eines Treuhandverhéltnisses oder einer dhnlichen Situation durch damalige
Arbeitsgeber gekindigt oder zur Auflésung eines Arbeitsverhéltnisses in einer
derartigen Position aufgefordert.

[] Nein.
[] Ja.

Wenn ,ja“ angekreuzt wurde, sind zu den Vorkommnissen weitere
Informationen einzureichen:

Betreffend meine Person wurde bereits eine Beurteilung der Zuverlassigkeit als
Erwerber oder als eine Person, die die Geschafte eines Instituts leitet, von einer
anderen zustandigen Behorde durchgefihrt.

[] Nein.
[] Ja.

Wenn ,,ja“ angekreuzt wurde, sind nachfolgend zu dem Prifungsverfahren
die Bezeichnung der Behérde, das Datum der Beurteilung und das Ergebnis
der Prafung anzugeben.

1. Siehe auch
Anlage Nr. _

2. Siehe auch
Anlage Nr. _

Seite 4





2.6 Betreffend meine Person ist bereits eine vergleichbare Priufung zu Nummer 2.5
durch eine andere, nicht dem Finanzsektor angehdrige Behdrde durchgefiihrt

worden.

L] Nein.

[] Ja.

Wenn ,,ja“ angekreuzt wurde, sind Angaben zur Behdrde zu machen und

Nachweise Uber das Ergebnis der Prifung einzureichen.

1. Siehe auch
Anlage Nr. _

2. Siehe auch
Anlage Nr. _

Ort

Datum

Eigenh&ndige Unterschrift der erklarenden Person
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FulRnoten

1)

2)

3)

Fur jede Person, die nach § 10 Absatz 1 ZAGAnzV oder nach 8 2 Absatz 16 in
Verbindung mit 8 10 Absatz 1 ZAGAnzV eine entsprechende Erklarung abgeben
muss, ist ein gesondertes Formular zu verwenden.

Bei der Erlauterung sollte die Behdrde mit Sitz, das Aktenzeichen, der
Gegenstand des Verfahrens und der Verfahrensstand unter Angabe der
Anhangigkeit angegeben werden. Die Anzahl der Zeilen ist bei Bedarf beliebig
erweiterbar.

Angaben zur Beschreibung der wesentlichen Pflichten und Verantwortlichkeiten
der Position kdnnen auch auf einem gesonderten Blatt eingereicht werden.

Diese Seite ist nicht einzureichen.







bgbl1_2018_j2302_0010.pdf
Formular — Aufgabe-Verringerung

Adressatenfeld

Eingangsdatum:

Ident-Nr. Institut

Ident-Nr. Anzeigepflichtiger

Wird von der Behdrde ausgefullt

Hiermit zeige ich die/Hiermit zeigen wir die

] Absicht der Aufgabe einer bedeutenden Beteiligung

] Absicht der Verringerung einer bedeutenden Beteiligung

an dem folgenden

] Zahlungsinstitut

] E-Geld-Institut

an:

Firma
(laut Registereintragung)

Firma Zeile 1

Firma Zeile 2

Rechtsform
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Sitz mit Postleitzahl

Anschrift der Hauptniederlassung

Strale, Hausnummer

Postleitzahl

Ort

Der Anzeigepflichtige hat nach der Verringerung Kontrolle Giber das Institut:
(Bitte nur ausfillen bei der Anzeige der Verringerung der bedeutenden Beteiligung.)

[] Ja. [] Nein.
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1.

Angaben zur Identitat des Anzeigepflichtigen

1.1 Bitte nur ausfillen, wenn Anzeigepflichtiger eine nattrliche Person ist.

Familienname

Geburtsname

Samtliche Vornamen

Staatsangehorigkeit

Kein Eintrag erforderlich, wenn sich die Angaben seit der letzten Anzeige nicht veréandert haben.

Anschrift (Hauptwohnsitz)

Kein Eintrag erforderlich, wenn sich die Angaben seit der letzten Anzeige nicht verandert haben.

Stralle, Hausnummer

Postleitzahl

Ort

Staat

Angaben zur Firma, sofern v

Orhanden Kein Eintrag erforderlich, wenn sich die Angaben seit der letzten Anzeige nicht verandert haben.

Firma
(laut Registereintragung)

Firma Zeile 1

Firma Zeile 2

Sitz mit Postleitzahl ?

Sitzstaat

Wirtschaftszweig

Kein Eintrag erforderlich, wenn sich die Angaben seit der letzten Anzeige nicht veréandert haben.

Ordnungsmerkmale
Registereintragung ¥

Kein Eintrag erforderlich, wenn sich die Angaben seit der letzten Anzeige nicht veréandert haben.

1.2 Bitte nur ausfillen, wenn der Anzeigepflichtige keine naturliche Person ist.

Firma
(laut Registereintragung)

Firma Zeile 1

Firma Zeile 2

Rechtsform

Sitz mit Postleitzahl ?

Sitzstaat

Anschrift der Hauptniederlas

sung

Kein Eintrag erforderlich, wenn sich die Angaben seit der letzten Anzeige nicht verandert haben.

Stralle, Hausnummer

Postleitzahl

Ort

Staat

Wirtschaftszweig ®

Kein Eintrag erforderlich, wenn sich die Angaben seit der letzten Anzeige nicht veréandert haben.

Ordnungsmerkmale
Registereintragung ¥

Kein Eintrag erforderlich, wenn sich die Angaben seit der letzten Anzeige nicht verandert haben.

(Hinweis:

Bei der Anzeige der Absicht der Aufgabe einer bedeutenden Beteiligung sind

die Nummern 2 bis 4 nicht auszuftllen.)
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2. Angabe eines Empfangsbevollmachtigten im Inland, sofern der
Anzeigepflichtige ohne Wohnsitz oder gewodhnlichen Aufenthalt, Sitz oder

Geschaftsleitung im Inland ist:
(Bitte nur ausfillen bei der Anzeige der Verringerung der bedeutenden Beteiligung.)

Der mit der letzten Absichtsanzeige angegebene Empfangsbevollméachtigte ist
weiterhin Empfangsbevollmachtigter des Anzeigepflichtigen, und dessen
Personalien, insbesondere dessen Anschrift, haben sich seitdem nicht verédndert:

L1 Ja, weiter mit 3.
L] Nein, weiter mit 2.1 bzw. 2.2

(Hinweis: Wird ein Empfangsbevollmachtigter im Inland nicht benannt, gelten
an den Anzeigepflichtigen gerichtete Schriftstiicke am siebenten Tag
nach der Aufgabe zur Post und ein elektronisch tGbermitteltes
Dokument am dritten Tag nach der Absendung als zugegangen,

8§ 15 Satz 2 VwWVfG.)

2.1 Bitte nur ausfillen, wenn Empfangsbevollméachtigter eine natirliche Person ist.

Familienname

Samtliche Vornamen

Geburtsdatum

Anschrift

Stralle, Hausnummer

Postleitzahl

Ort

2.2 Bitte nur ausfillen, wenn Empfangsbevollméachtigter keine nattrliche Person ist.

Firma Zeile 1

Firma
(laut Registereintragung) Firma Zeile 2

Rechtsform

Sitz mit Postleitzahl

Anschrift

Stralle, Hausnummer

Postleitzahl

Ort

Ordnungsmerkmale
Registereintragung ¥
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3. Die geplanten Kapital- oder Stimmrechtsanteile wirden ganz oder teilweise

noch einem anderen als dem Mutterunternehmen zugerechnet werden:

(Bitte nur ausfillen bei der Anzeige der Verringerung der bedeutenden Beteiligung.)

L] Nein, weiter mit 4.

[]Ja, nachfolgende Auswabhl treffen.

Die Personalien desjenigen, dem Anteile zugerechnet werden wirden, haben
sich im Vergleich zur letzten Absichtsanzeige verdndert oder es waren Anteile
einem bisher nicht Angezeigten zuzurechnen:

[ ] Nein, weiter mit 4.

L] Ja.

Wenn ,ja“ angekreuzt wurde, ist diesem Formular eine Anlage mit

der Nr. _ _ ® beizufiigen, in der unter Beriicksichtigung des § 4

InhKontrollV diejenigen, denen Anteile zugerechnet werden wirden,
anzugeben sind. Der Grund der Zurechnung der Anteile ist ebenfalls

anzugeben.

4. Angaben zur geplanten bedeutenden Beteiligung
(Bitte nur ausfillen bei der Anzeige der Verringerung der bedeutenden Beteiligung.)

4.1 Auf die Geschaftsleitung des Instituts kdnnte, obwohl weniger als 20% oder keine
Kapital- oder Stimmrechtsanteile gehalten werden sollen, ein maRgeblicher Einfluss
ausgelbt werden.

[ ] Nein, weiter mit 4.2

[]Ja, nachfolgende Auswabhl treffen.

Die Grunde haben sich im Vergleich zur letzten Absichtsanzeige verandert

oder es besteht nunmehr die Méglichkeit, einen maRgeblichen Einfluss

auszuuben:

[ ] Nein, weiter mit 4.2

[] Ja.

4.2 Darstellung der geplanten Beteiligungshéhe am Institut ©- 7

Wenn ,ja“ angekreuzt wurde, ist diesem Formular eine Anlage
mit der Nr. _ _ ® beizufiigen, in der die Griinde dafiir anzugeben

sind.

wird durch die
Behoérde ausgefullt
Ident-Nr. des
Beteiligungs-
unternehmens

Firma®, Rechtsform und Sitz
(It. Registereintragung) mit PLZ? und
Sitzstaat; Ordnungsmerkmale
Registereintragung®, Wirtschaftszweig®;
Ident-Nr. (falls bekannt), bei naturlichen
Personen neben Firma (falls vorhanden)
vollstandiger Name® und Geburtsdatum

Kapitalanteil®:19

in
Prozent

Tsd.
Euro

Kapital des
Unter-
nehmens*?
Tsd. Euro

Stimm-
rechts-
anteil

in Prozent
10),12)

Verhaltnis
zum

Institut
13)
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5. Liste der Anlagen

Kurzbezeichnung der Anlage

Anlage liegt bei

Erklarung nach § 5 Abs. 2 ZAGAnzV

Llja
[Iwird nachgereicht

Formular ,,Komplexe Beteiligungsstrukturen* nach
8 5 Abs. 1 Satz 2 ZAGANnzV oder nach Fu3note 6 dieses Formulars

[Inicht erforderlich
Dja
[Iwird nachgereicht

Anlage nach Nummer 3 dieses Formulars

[Inicht erforderlich
Llja
[Jwird nachgereicht

Anlage nach Nummer 4.1 dieses Formulars

[Inicht erforderlich
Llja
[Iwird nachgereicht

ggf. weitere Anlagen: vom Anzeigepflichtigen auszufiillen

ggf. weitere Anlagen: vom Anzeigepflichtigen auszufiillen

ggf. weitere Anlagen: vom Anzeigepflichtigen auszufiillen

6. Bitte geben Sie eine Kontaktperson fur Ruckfragen an:

Familienname

Vorname

Telefonnummer
(mit Vorwahl)

E-Mail-Adresse
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7. Unterschrift(en)

7.1. Mit der nachfolgenden Unterschrift/Mit den nachfolgenden Unterschriften wird
bestatigt, dass

e der Anzeigepflichtige den Hinweis in Nummer 2 zur Kenntnis genommen hat und

e der Unterzeichnende, sofern er nicht der Anzeigepflichtige ist, bzw. die
Unterzeichnenden entsprechend dem Umfang seiner/ihrer Vertretungsbefugnis
berechtigt ist/sind, die Anzeige fur den Anzeigepflichtigen abzugeben.

7.2. Der Anzeigepflichtige gibt die Anzeige selbst ab:

[ ] Nein, bitte weiter mit 7.3.

[]Ja. Wenn ,ja“ angekreuzt wurde, bitte nachfolgend unterschreiben und die
Anzeige einreichen.

Ort, Datum und Unterschrift des Anzeigepflichtigen

7.3. Personalien und Unterschriften der Person oder der Personen, die entsprechend
ihrer Vertretungsbefugnis berechtigt sind, die Anzeige fur den Anzeigepflichtigen

abzugeben: 14

Familienname

Samtliche
Vornamen

Geburtsdatum

Ort, Datum und Unterschrift des Vertretungsberechtigten

Familienname

Samtliche
Vornamen

Geburtsdatum

Ort, Datum und Unterschrift des Vertretungsberechtigten
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Familienname

Samtliche
Vornamen

Geburtsdatum

Ort, Datum und Unterschrift des Vertretungsberechtigten

Familienname

Samtliche
Vornamen

Geburtsdatum

Ort, Datum und Unterschrift des Vertretungsberechtigten

Familienname

Samtliche
Vornamen

Geburtsdatum

Ort, Datum und Unterschrift des Vertretungsberechtigten

Familienname

Samtliche
Vornamen

Geburtsdatum

Ort, Datum und Unterschrift des Vertretungsberechtigten
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FulRnoten

1)

2)
3)

4)
5)

6)

7)

8)

9)

10)

11)

12)

Es ist eine Ausfertigung an die Bundesanstalt und eine Ausfertigung an die fur das
Institut zustandige Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbank zu adressieren.

Die entsprechende Adresse ist in das Adressatenfeld einzutragen.
Die Postleitzahl ist nur von Inldndern anzugeben.

Es ist die dreistellige Schlisselnummer entsprechend der ,Kundensystematik fur die
Bankenstatistik* einzutragen.

Nur anzugeben, sofern eine Eintragung vorliegt.

Die vom Anzeigepflichtigen vergebene Nummer der betreffenden Anlage zur Anzeige
ist einzutragen.

Nummer 4.2 ist nicht auszuftllen
- bei komplexen Beteiligungsstrukturen,
- bei mittelbaren Beteiligungsverhéaltnissen tber mehr als vier Ebenen und

- wenn sich die Tochtereigenschaft eines zwischengeschalteten
Beteiligungsunternehmens nicht aus der Hohe des Kapital- und/oder
Stimmrechtsanteils herleiten lasst.

Stattdessen ist das Formular ,,Komplexe Beteiligungsstrukturen* der ZAG-
Anzeigenverordnung auszuftllen und als Anlage beizufigen.

Fur beabsichtigte mittelbar gehaltene Beteiligungen gilt: Einzutragen ist die
vollstandige beabsichtigte Beteiligungskette mit den jeweiligen beabsichtigten
unmittelbar gehaltenen Beteiligungsquoten zwischen den Beteiligungsunternehmen.
Die Kette beginnt mit der beabsichtigten unmittelbar gehaltenen Beteiligung des
Anzeigepflichtigen und endet mit dem Institut.

Zu dem unter Nummer 1.1 angegebenen Anzeigepflichtigen muss hier lediglich
dessen vollstdndiger Name (Vorname und Familienname) wiederholt werden. Zu
dem unter Nummer 1.2 angegebenen Anzeigepflichtigen bzw. dem auf der Seite 1
angezeigten Institut muss lediglich die Firma eingetragen werden.

Beteiligung am Nennwert (Nennkapital, Summe der Kapitalanteile); bei
Personenhandelsgesellschaften und Gesellschaften des burgerlichen Rechts ist auf
das durch den Gesellschaftsvertrag festgelegte Beteiligungsverhaltnis abzustellen.
Angaben in Prozent mit einer Stelle nach dem Komma. Sofern der Nennwert nicht
auf Euro lautet, ist zusatzlich der Nennwert in auslandischer Wahrung (in Tsd.)
anzugeben. Der Nennwert ist zum Kurs des Meldestichtages umzurechnen. Sofern
es sich bei dem Institut um einen Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit handelt,
sind Prozentangaben in Bezug auf den Grindungsstock zu machen.

Beabsichtigter unmittelbarer Anteil des vorhergehenden Unternehmens der
Beteiligungskette an dem hier genannten Institut (keine durchgerechneten Quoten).

Sofern das Kapital des Unternehmens nicht auf Euro lautet, ist zuséatzlich das Kapital
in auslandischer Wahrung (in Tsd.) anzugeben. Das Kapital ist zum Kurs des
Meldestichtages umzurechnen.

Nur auszufillen, soweit vom Kapitalanteil abweichend; Angaben in Prozent mit einer
Stelle nach dem Komma.

Diese Seite ist nicht einzureichen.





13)

14)

Ist der Anzeigepflichtige oder der die zuklnftig noch gehaltenen Kapital- oder
Stimmrechtsanteile Vermittelnde ein Mutterunternehmen des Instituts, ist ,,Mutter"
einzutragen. Ist der die zukiinftig noch gehaltenen Kapital- oder Stimmrechtsanteile
Vermittelnde ein Schwesterunternehmen des Instituts, ist ,,.Schwester" einzutragen.

Ist die in der ersten Tabelle genannte Person nur zusammen mit einer oder
mehreren anderen Personen zur Vertretung des Anzeigepflichtigen berechtigt, hat
diese bzw. haben diese weiteren Personen jeweils eine der nachfolgenden Tabellen
auszufillen. Fehlende Tabellen sind zu ergénzen; ggf. ist ein gesondertes Blatt dem
Formular anzuftigen, auf dem die Seitenzahlnummerierung des Formulars

fortzusetzen ist.

Diese Seite ist nicht einzureichen.







